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einer ſechstheiligen Zeile in 
Mittag⸗ Ausgabe. 


Deutſchland. 


0. C. Neichstags⸗Verhandlungen. 
17. Sitzung des Reichstages. (25. November.) 

11 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes Delbrück, Leonhardt, v. Fäuſtle, 

b. Mittnacht u. A. 
1 Bei der beute fortgeſetzten erſten Berathung der Juſtiz⸗Geſetze er 
hält zunächſt das Wort der Abg. Gneiſt: Ich beſchranke mich auf die all⸗ 
Nan Fragen der Gerichtsorganiſation in ſchuldiger Rückſicht auf die 
edner, welche nach mir das Wort zu nehmen beabſichtigen. Die Vorfrage 
it dies Organiſationsgeſetz und die ihn begleitenden beiden Entwürfe eine 
lebensfäbige Grundlage künftiger deutſcher Reichsg ſetze, beantworte ich mit 
a und füge einen Dank hinzu an die verbündeten Regierungen für die 
vorzüglichen Kräfte, welche fie zu dieſen Arbeiten herangezogen, für die ener⸗ 
güse Geſchäftsförderung, mit welcher fie dieſe Entwürfe bis hierher gebracht 
ben, für die gewiſſenhafte und umſichtige Behandlung der ſchwierigen 
Vorarbeiten überhaupt. Ich mache auch dabei keinen weſentlichen Unter: 
chied zwiſchen den drei Vorlagen. Denn das verſchiedene Maß der Aner⸗ 
nung, welche ſie finden, ſcheint mir mehr auf der größeren Zahl wider⸗ 
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eine Gerichtsorganiſation naturgemäß hervorrufen. Ich bin insbeſondere bei 
dieſem Entwurfe einverſtanden mit ſeiner knappen Haltung; denn er kann 
nur Normatipbeſtimmungen für die Rechtſprechung, nicht für die Juſtizver⸗ 
waltung der Einzelſtaaten geben. Einverſtanden mit dem ſtrengen Anſchluß 
an Beſtehendes, welches der Natur der Gerichtsverfaſſung entſpricht, in 
welchem zahlloſe Variationen im Gerichtsweſen nur aus der zufälligen Zer⸗ 
Ilitterung des Staates entſtanden find. Einverſtanden damit, daß der Maße 
rundſatz der Collegiglität der Gerichte nur in etwas größerem Maß⸗ 
ſtabe gedeiht, als ihm die bisherigen Kreisgerichte darbieten. Neben größeren 
Landgerichten wählt dann um fo höher die Bedeutung der Amtsgerichte für 
die einfachen, kleineren, dringlicheren Angelegenheiten, welche das tägliche 
5 Ar der Juſtiz im perſönlichen Rechtsverkehr darſtellen. Die Gliederung 
f N Land-, Oberlandes⸗Gerichte iſt durch die heutige Lage der Dinge 
o nahe gelegt, daß ich ſelbſt ſie ſchon vor 1867 befürwortet habe. } 
Sind ſonach die Geſetzentwürfe eine geeignete Grundlage: jo fell ihnen 
auch bon unferer Seite aus kein zweiter Geſetzentwurf gegenübergeſtellt wer: 
den, ſondern der Reichstag wird, wie der römiſche Prätor, ſich mit einer 
ſchonenden Stellung adjuvandi, supplendi, eorrigendi causa zu begnügen 
aben. Aber ohne das wird es nicht angehen. Geſetze, welche, wie dieſe, 
Hauptgrundlagen der bürgerlichen Freiheit und des bürgerlichen Lebens auf 
Menſchenalter hinaus darſtillen, laſſen ſich nicht en bloe annehmen, ohne 
die eruſten Pflichten einer deutſchen Volksvertretung bintanzuſetzen. Als 
nothwendige Ergänzungen möchte ich vorläufig folgende bezeichnen. Erſtens: 
allgemeine Grundſätze über die ben een Unabhängigkeit und Stän⸗ 
digkeit des Richterperſonals. Sie gehören keineswegs zur Juſtizverwaltung 
er Einzelſtaaten, ſondern zum Syſtem der Rechtſprechung, in welchem dis 
deutſchen Landesherren von jeher verpflichtet waren, ihre Gerichte „gehörig 
zu beſetzen“, d. h. nach den Grundſätzen des gemeinen Rechts und Herkom⸗ 
mens, nicht nach dem Ermeſſen der einzelnen Landesverwaltungen. Daß 
dieſe Grundſätze vom Proceßverfahren völlig untrennbar ſind, zeigt folgende 
einfache Probe. Die Verminderung der Inſtanzen, die e d. b. 
die Verkürzung der Rechtsmittel, die weite Ausdehnung der Competenz der 
Linzelrichter in dieſem Entwürfe würde gar nicht zuläſſig erſcheinen, ohne 
N 2 u Garantie der Selbſtſtändigkeit und Ständigkeit des Richter⸗ 
perſonals. 
Zweitens: Gleichmäßige Grundſätze über die Betheiligung des Laien: 
ments an der Rechtſprechung. 30 möchte ſolche nicht weiter ausgedehnt 
en, als der Laie wirklich Recht . kann: aber auch gerade ſoweit, 
er es kann. Zieht man das Laienelement in der oberſten Schicht der 
i brechen und in der unterſten Schicht der kleinen Uebertretungen hinzu, 
0 wird ſich kein haltbarer Grund finden laſſen, es in der mittleren Schicht 
zu streichen. Vielmehr ſprechen dann eben doppelte Gründe für ein Mittel: 
gericht gemiſchter Beſetzung. 
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Fünfundfünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt 


N ſprechender Anforderungen zu ruhen, welche eine Strafprozeßordnung und. 


des Laienelementes angeht, jo erkläre ich mi 


dann werden die 
werden 48 
wenn und Angellagter und merzen aus bis die Zahl von 12 erreicht 
iſt. 
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in ſchlimmſter und zerfahrendſter Zeit haben unſere Reichsgeſetze das Beſte 
für Gericht und Prozeß zu Stande gebracht. Der Rechtseigenſinn, der den 
Anfang erſchwert, klärt ſich zum Rechtsſinn, der ein gerechtes Werk ſchafft. 
Und iſt nach deutiſchem Grundſatze Justitia fundamentum regnorum, jo tt 
ſie im verdoppelten Mabe die Gtundlage jedes zuſammengeſetzten Staates, 
in welchem Regierung und Volk, die Parteien links und rechts für dieſes 
Fiel vollkommen identiſche Intereſſen haben. Ich befürworte daher eine 
Commiſſion von 28 Mitgliedern zur vollſtändigen Durchberathung dieſes Ge⸗ 
ſetzes und ſeiner Begleiter bis zur nächſten Seſſion. a 

Abg. Erhard: Ich muß zunächſt anerkennen, daß die Civil⸗Prozeßord⸗ 
nung ein im Weſentlichen vollſtäͤndig gelungenes Werk iſt, an dem ich wenig 
auszuſetzen habe. Nicht io verhält es ſich mit der Gerichtsverfaſſung und 
der Straf⸗Prozeßordnung. Allerdings bin ich mit meinen Freunden in der 
Foriſchrittspartei mit der Abſtufung der Gerichte im Ganzen und Großen 
einverſtanden und billige es durchaus, daß dem Einzelrichter alle kleinen 
Sachen überwieſen werden, welche ein ſummariſches Verfahren zulaſſen. Der 
Abg. Lasker ſchien es zu bedauuern, daß die Amtsrichter vollſtändig von 
den Collegial⸗Gerichten abgeſchloſſen find. Aber Collegial⸗Gerichte find nur 
denkbar, wo eine große Zahl von Anwälten ihren Sitz haben, und eine ſtete 
Wechſelbeziehung zwiſchen Anwälten und Richtern halte ich für die Grund⸗ 
lage einer guten Rechtspflege. Aber ich möchte auf den Vortheil der Einzel⸗ 
richter und ihre im kleinen Kreiſe ſehr nützliche Thätigkeit uicht gern ver⸗ 
zichten. Freilich muß ich dem Abg. Lasker ſagen, daß er ideale Menſchen 
und ideale Richter ſtatuirt, wie ſie in Wirklichkeit nicht ſind. Er verlangt 
für uns wenig zahlreiche, aber reich dotirte Einzelrichter, wie in England, 
ohne daß auf uns die Vorausſetzungen Englands, ſein Selfgouvernement, 
fein für die Function des Geichworenen e Laienelement, zu: 
treffen. Für uns dagegen ſind größere Collegien nothwendig, damit die fri⸗ 
ſcheren und gedeihlichen Elemente derſelben die andern nach ſich ziehen. Ich 
könnte mich dazu entſchließen, die Strafkammern nur aus drei Richtern be⸗ 
ſteben zu laſſen, wenn die Berufung in Strafſachen verbleibt, gegen deren 
Abſchaffung ich die großen Bedenken Windthorſt's theile; bisher haben wir 
wenigſtens, glaube ich, noch nicht die Erfahrung gemacht, daß die Berufung 
in Strafſachen überflüſſig ſei. Verzichten könnte ich auf die Berufung nur, 
wenn die Vorunterſuchung auf das Sorgfältigſte geführt und der Thalbeſtand 
nach allen Seiten hin genau feſtgeſtellt würde; nun ſind aber bis jetzt nicht 
blos große Irrthümer auch bei den beſten Collegien vorgekommen, ſondern 
das Vorverfahren war oft genug ein ſo ungenügendes, daß der Angeklagte erſt in 
der öffentlichen Verhandlung begriff, weshalb er eigentlich angeklagt ſei; er 

atte nun ſeine Beweismittel nicht genügend geſammelt und forderte deshalb 
Auſſchub, der ihm auch gewährt wurde. 2 

Daß nun zwei Schöffen neben dem Amtsrichter ſitzen, ſcheint mir noch 
keine Gewähr zu bieten, daß fein Irrthum vorkomme. Das Schöffen⸗Inſtitut 
ſcheint mir noch nicht ſoweit erprobt zu ſein, um es zur Baſis der ganzen 
Gerichtsverfaſſung zu machen. Es muthet man dem Laien zu, juriſtiſch zu 
denken und abzuwägen, wozu er doch kaum im Stande iſt. Entweder alſo 
wird der Amtsrichter ein paar Adjutanten neben ſich ſigen haben, die er 
commandirt, oder die Schöffen revoltiren und gehorchen ihm gar nicht, was 
ebenſo verderblich für die Rechtspflege iſt. Man hat nun geſagt, da das 
Laienelement in der unterſten und oberſten Inſtanz zugelaſſen iſt, wird es 
kaum zu vermeiden ſein, das Laienelement auch in die Mittelinſtanz einzu⸗ 
führen. Ich glaube aber, daß die Erfahrungen über das Schöffengericht noch 
zu gering find und daß es gut fein wire, die Probe zu machen, wie die Vor⸗ 
lage es will, und vielleicht erſt ſpäter den Verſuch zu machen, das Laien« 
element in die Mittelinſtanz hineinzuziehen. Für die Geſchworenen ver⸗ 
miſſe ich zwei Functionen, daß ſie nämlich aburtheilen ſollen über poli⸗ 
tiſche und Preßvergehen. Wir haben bei der Berathung des Preßge⸗ 
ſezes eine dahin gehende Reſolution angenommen und ich würde das Geſetz 
in einem wichtigen Punkte für unannehmbar halten, wenn dieſe Beſtimmung 
nicht aufgenommen würde. (Sehr richtig! links.) Die ſtändigen Senate, 
denen dieſe Vergehen überwieſen werden ſollen, haben wir noch nicht, und 
ich weiß auch nicht, wann und wie wir ſie bekommen; die Geſchworenen 
allein ſind nach meiner Ueberzeugung die beſte und richtigſte Gewähr für 
eine gute Rechtspflege in dieſer Hinſicht. Man darf aber nicht annehmen, 
daß die Geſchworenen immer freiſprechen werden; im Gegentheil, wir haben 
Erfahrungen gemacht, daß ſie verurtheilten ohne Anſehen der Perſon und 
der Partei. Die Geſchworenen, wenigſtens nach dem Modus der Auswahl, 
wie er in Baiern beſteht, ſind durchaus unabhängige Männer aller Parteien. 
Ich begrüße es nun mit Freuden, daß man den Cenſus geſtrichen bat; aber 
es ſcheint mir doch wünſchenswerth, daß nicht der Amtsrichter in Verbindung 
mit einem Staatsbeamten und einem Ausſchuß von Vertrauensmännern die 
Auswahl vornimmt; wir haben ja faſt in jedem deutſchen Staat ein dem 
Kreisausſchuß ähnliches Inſtitut; dieſe Inſtitute ſcheinen mir wie geſchaffen, 
auch die Auswahl der Geſchworenen vorzunehmen. Was die geſchäftliche 
Behandlung angeht, ſo bin ich mit Gneiſt darin einverſtanden, daß eine 
Zwiſchen⸗Commiſſion von 28 Mitgliedern mit der Vorberathung der Juſtiz⸗ 
geſetze betraut wird. 

Abg. v. Schöning: Ich bin vollſtändig mit dem Abgeordneten Lasker 
darin einverſtanden, daß wir bei Geſetzen, wie die heut vorliegenden es ſind, 
politische Erwägungen gänzlich bei Seite laſſen. Auf der Stellung des 
Richters beruht die gute Rechtspflege und ich erkenne es deshalb als einen 
Fehler in der Vorlage, daß eine Vorſchrift über die Ausbildung des Richters 
fehlt; meine politiſchen Freunde theilen meine Anſicht vollkommen und wir 
ſind alſo im Stande, in dieſem Punkte mit dem Abg. Lasker zuſammen zu 
arbeiten. Ich hätte ſogar gewünſcht, daß man es den Richtern ermöglicht 
Dur ohne äußere Sorge zu leben und deshalb auch über die Gehälter noch 
Beſtimmungen in das Geſetz aufgenommen hätte. Was nun die Einfügung 
1 lich damit ganz einverſtanden; wir 
baben alle Urſache, uns durch die Thätigkeit der Schöffen für befriedigt zu 
erklären. Wir wünſchen eine Zuziehung des Laienelementes, denn wir haben 


in den Kreisausſchüſſen die Erfabrung gemacht, daß das Laienelement ſich 
vortrefflich bewährt hat. (Hört! Hört! link.) 
Heranziehung des Laienelementes einverſtanden find, fo können wir doch 


enn wir nun auch mit dieſer 


nicht zugeben, daß den Geſchworenen eine Stellung gegeben wird, die durch 


nichts mit einem Ehrenamte vereinbar iſt. Sehen Sie ſich nur den Deſtilla⸗ 
1 an, durch welchen die Geſchworenenliſten zu Stande kommen 
ollen. 


Der Amtsrichter ſtellt die Urliſte auf der zu Schöffen wählbaren Perſonen; 
Haupt und Hilfsgeſchworenen ausgewählt, aus dieſer Zahl 
Hauptgeichworene ausgelooſt und nun kommen Staatsanwalt, 


Und wenn nun noch den Geſchworenen etwas der Rede Werthes zu 
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thun gegeben würde! Aber es werden ihnen eine Haupt: und mehrere Neben: 
und Hülfsfragen vorgelegt und die Thätigkeit derſelben auf das geringſte 
Maß herabgedrückt. Sehr zu billigen iſt es, daß dem Richter die Vollſtreckung 
entzogen iſt; es müßte dann aber eine Gefängnißordnung geſchaffen werden, 
wenn den richterlichen Inſtanzen die Strafvollziehnng nicht mehr zuſteht. 
Zu bedauern iſt aber, daß keine feſte Norm feſtgeſtellt iſt über den Verkehr 
zwiſchen der Staatsanwallſchaft und den Verwaltungbehörden; denn die 
en Wo Staatsanwälte requiriren oft Verwaltungs = Beamte, beſonders Amtsvor⸗ 
Amen och ſteher in einem Tone, daß man glauben ſollte, die Amts ⸗Vorſteher 
das nic ſeien die Untergebenen der Staatsanwälte, und ein ſolcher Verkehr ſtimmt 
en Char doch gar nicht zu dem Charakter eines Ehrenamtes. Doch bei allen dieſen 
| Ausſtellungen ſtehen wir den Vorlagen nicht ſeindſelig gegenüber, ſondern 
wünſchen nur das Princip mehr ausgearbeitet zu ſehen. as die geſchäft⸗ 
liche Behandlung angeht, ſo ſind wir mit der vom Abg. Lasker vorgeſchlage⸗ 
nen Berathung in einer Zwiſchencommiſſion durchaus einverſtanden und wün- 
ſchen nur, daß fie nicht auſchlleßlich aus Juriſten beſtehe und ihr Werk nicht 
blos für Juriſten, ſondern für diejenigen berechnet fein möge, die gerichtet 
werden ſollen. 8 1 
Abg. Reichenſperger (Krefeld): Ich bemerke zunächſt, daß ich keines⸗ 
wegs für die Centraliſation auf dem Rechtsgebiete ſchwärme. Ich hätte ge⸗ 
wünſcht, man wäre etwas langſamer vorgegangen und hätte beiſpielsweiſe 
zunächſt mit der Gerichtsverfaſſung den Anfang gemacht und dieſe ordnungs⸗ 
mäßig durchgearbeitet, damit fie der künftigen Geſetzgebung als Unterlage 
diene. Wir hätten dann den ungewöhnlichen Apparat, der jetzt geſchaffen 


K. 
1 
Mmt ; 
Ir Seik 


tte ar tie 
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ſtandpunkten. Es iſt dies keine Hypotheſe, ſondern auch 
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2 Herrenſtraße Nr. . Außerdem übernehmen alle Poft« 
nftalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Donnerstag, den 26. November 1874. 
gott. Ich kann verſichern, daß der Wunſch nach 
einer Neugeſtaltung der Rechtsinſtitutionen in den Ländern, wo ich praktiſch 
gewirkt habe, nichts weniger als ein brennender iſt. Was den Inhalt der 
Vorlage betrifft, jo knüpfe ich zunächſt an die Bemerkungen des Vorredners 
über das Laienelement an: bin der Anſicht, daß, nachdem die Schöffen 
in den Criminalabtheilungen gefallen ſind, die Amtsgerichtsſchöffen ihnen 
nachfolgen müſſen. Bis jetzt haben wir Erfahrungen über dieſe neue In⸗ 
ſtitution nur aus kleineren Territorien, und ich bin überzeugt, daß ſie ſich in 
dem großen Geſammtgebiet des Reiches nicht bewähren wird. In 
beiden Fallen find die Schöffen vom Uebel: ſowohl wenn fie den Richter 
beherrſchen, als wenn ſie unbedingt vom Richter abhängen, und das Mittlere, 
was zwiſchen beiden liegt, wird eben in der Regel nicht vorkommen. Sodann 
wälzen Sie durch das Juſtitut der Schöffen eine enorme Laſt auf die deutſche 
Bürgerſchaft. Es iſt berechnet worden, daß im deutſchen Reiche bei Einfüh⸗ 
rung der Schöffengerichte nicht weniger als 96,000 Schöffen mobil gemacht 
werden müßten. Möge die Commiſſion doch dieſen Punkt recht ſorgfälig ins 
Auge faſſen! Der Vorredner hat ſich entſchieden gegen die Geſchworenenge⸗ 
richte erklärt. Er hat ihnen von vorne herein eine eigenthümliche, um nicht 
zu ſagen, lächerliche Geſtalt zu geben verſucht, indem er uns den großen 
Deſtillationsproceß vorführte, durch den ſie ausgewählt werden. Wenn aber 
durch ſolchen Proceß eine Quinteſſenz geſchaffen wird, die das Rechte zu Tage 
fördert und alles Unechte und Falſche ausſcheldet, ſo begreife ich nicht, wes⸗ 
halb wir uns dagegen erklären ſollten. e 

Ich habe ſeit 20 Jahren Geſchworenengerichten zu präſidiren die Ehre ge⸗ 
babt und ich muß ſagen: Wir Richter waren zwar oft nicht einverſtanden 
mit den Geſchworenen; aber in meiner ganzen Erfahrung iſt mir noch nie⸗ 
mals der Fall vorgekommen, daß Geſchworene ein „Schuldig“ ausgeſprochen 
haben, wenn wir Richter von der Unſchuld überzeugt waren (Hört! hört! 
links), und dieſe Thatſache wiegt ganz außerordentlich ſchwer. Geſchworene 
können fehlen und ſie fehlen nicht ſelten; aber fie fehlen immer nur darin, 
daß ſie zu milde ſind, und im Grunde genommen gereicht das den Geſchwo⸗ 
renengerichten nur zur Ehre. (Beifall.) Ich bin auch dafür, daß den Ge⸗ 
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werden ſoll, nicht nöthig 


ſchworenen die Preßvergehen unterſtellt werden und es wird damit zugleich 


dem Einwande des Vorredners begegnet, daß die Geſchworenen nicht genü⸗ 
gend beſchäftigt ſind. Was das Inſtitut der Staatsanwallſchaft betrifft, ſo 
bin ich zunächſt durchaus mit der Beſtimmung einverſtanden, daß die Staats⸗ 
Anwälte ohne Zwiſcheninſtanz andere Beamte requiriren können. Dieſe An. 
ordnung beſteht ſchon ſeit mehr als 70 Jabren in der Rheinprovinz und 
mir iſt kein Fall bekannt geworden, daß jemals ein Bürgermeiſter ſo fein⸗ 
fühlend war, eine directe Requiſition eines Staatsanwalts übel zu nehmen. 
Es iſt dieſe Anordnung zur Erleichterung des Vollzuges der Rechtspflege 
durchaus nothwendig. I ehe aber weiter wie der Entwurf. Ich würde 


es für einen weſentlichen Fortſchritt in der Rechtspflege überhaupt halten, 


wenn man die Staatsanwälte, wie es am Rhein und in ganz Frankreich der 
Fall iſt, nicht bloß im Criminalgebiete, ſondern auch in Civilſachen mitwirken 
ließe. Ich weiß, daß im Gebiet des altpreußiſchen Rechts der Staatsanwalt 
nichts weniger als populär iſt; ich weiß, daß auch im Richteramte ein bedeu⸗ 
tendes Vorurtbeil gegen dies Inſtitut beſteht, und es iſt dies Vorurtheil, 


wie die Verhandlungen des letzten Juriſtentages ergaben, weit über ganz 


Deutſchland verbreitet. 

Ich nenne es aber ein Vorurtheil und mit mir werden alle praltiſchen 
Juriſten derjenigen Gebiete in denen den Staatsanwalt nicht blos die Stel⸗ 
lung der Criminal⸗Anklage und die Bewachung der nichtrichterlichen Beamten 
bat, es als ein bedeutſames Moment für die geſunde Entwickelung der 
Rechtspflege anerkennen, daß der Stagtsanwalt auch in Civilſachen mitwirkt. 
Es iſt eine natürliche Nothwendigkeit, daß überall da, wo der Staatsanwalt 
nur Criminalſachen zu verfolgen hat, ſich ſein richterlicher Charakter mehr 
und mehr verliert und ein rein polizeilicher ſich ausbildet. 
darf aber auch nicht ſo unbedingt, wie es der Entwurf hinſtellt, gebunden 
ſein, den ihm von ſeinen Vorgeſetzten ertheilten Befehlen Folge zu leiſten. 
Nach dem rheiniſchen Recht bat er ſie nur inſofern auszuführen, als er An⸗ 
träge ſtellen muß, die ihm befohlen werden; aber in ihrer Begründung hat 
er nur ſeiner Ueberzeugung und ſeinem Gewiſſen zu folgen. 
meiner Praxis mehrmals den Fall gehabt, daß der Staatsanwalt, wenn 
er als Kronanwalt fungirte, ſagte, dieſen Antrag ſtelle ich an das Gericht, 


meine juriſtiſche Ueberzeugung iſt aber fo und jo, oder er ſagte, ich ſtelle es 


dem Ermeſſen des Richters anheim. Einem Staatsanwalt aber befehlen, 
auch gegen ſeine Ueberzeugung, gegen ſein Gewiſſen einen Antrag zu be⸗ 
gründen, das ſollte man nie und nimmer, das ſollte man keinem Menſchen 
und am Wenigſten einem Beamten gegenüber thun. Gegen die Auseinander⸗ 


Der Staatsanwalt 


Ich habe in 


ſetzung des Rechtsfalls und der Thatſachen durch den Staatsanwalt führt 
man den Satz an, der Richter brauche keine Leuchte. Ich kann darin nichts 


weiter ſehen, als eine Phraſe. 

Wenn der Richter keine Leuchte braucht, dann braucht auch kein Advocat 
zu plaidiren, wenn es aber, wie nicht beſtritten werden kann, bei einer großen 
Menge ſchwieriger Rechtsfragen wünſchenswerth ift, daß fie von allen Seiten. 
geprüft werden, dann iſt die Behandlung der Sache durch den Staatsanwalt, 
nachdem die Parteien geſprochen, von der höchſten Bedeutung; die Mitwir⸗ 
kung eines berühmten Generalprocurators des Caſſationshofes zu Paris bat, 
wie das von ihm herausgegebene Repertoir beweiſt, viel dazu beigetragen, 
den oberſten Gerichtshof Frankreichs aufzuklären. Ein weſentliches Moment. 
das im Entwurf nicht genügend berückſichtigt erſcheint, iſt ſodann eine po 
mäßige Theilung der Arbeit. Ein tüchtiges Maß von Arbeit erhält die 
Kräfte friſch, aber es muß die rechte, es muß richterliche Arbeit ſein, die 
den urtheilenden Verſtand in Anſpruch nimmt und nicht die ſchreibende Hand. 


(Sehr richtig!) Gerade nach dieſer Richtung hin iſt bis jetzt vielfach gefehlt 


worden. Die Vorlage iſt keineswegs frei von dem, was als Ballaſt für den 
Beamten bezeichnet werden muß. So ſoll der Staat bei jedem Polizeiver⸗ 
gehen eine Anklageſchrift formuliren; es iſt das eine enorme Arbeit, die noch 
dazu in 80 Procent aller Fälle überflüſſig iſt. Eine ähnliche bloße Schreiberei 
iſt es, wenn nach der Vorlage der Richter in allen Fällen den Thatbeſtand 
darlegen ſoll. Bisher iſt das im Gebiet des rheiniſchen Rechts nicht der 
Fall geweſen. Der Richter braucht in all den Fällen den Thatbeſtand nicht 
darzulegen, in denen darüber bei den Parteien kein Streit iſt. Ein fernerer 
Cardinalpunkt iſt die Unabhängigkeit und Selbſtſtändigkeit des Richters. 
Hier geht indeß Herr Lasker unbedingt zu weit, wenn er eine völlige Gleich⸗ 
ſtellung der Richter wünſcht, und daß die Beförderung überall bis in die 
höchſten Stellen nur nach der Anciennetät erfolge. Hier würde die Arznei 
ſchlimmer ſein als das Uebel. Gegen eine Beförderung nach Gunſt anſtatt 
Verdienſt giebt es keine abſolute Garant 
davor hat ſchützen wollen durch die Einrichtung, daß die Gerichte ſelbſt und 
die Provinzialdeputationen geeignete Candidaten vorſchlagen. Ich wüniche, 
ſchließlich, daß auch dieſes Geſetz ſich als ein Fortſchritt erweiſen möge gegen- 
über den beſtehenden Zuſtänden, aber als ein Fortſchritt nicht in jenen Land⸗ 
ſtrichen, wo die Juſtizpflege im Argen liegt und wo die Klagen darüber 
allgemein find, ſondern im Verhällniß zu denjenigen Gebieten, wo der 
Juriſtenſtand und das Volk mit der Rechtspflege im Großen und Ganzen 
zufrieden ſind. 

Abg. De. Roemer: Am liebſten hätte ich eine Enbloc-Annahme des 
Geſetzes gewünſcht, 77 mich aber überzeugt, daß dieſelbe nicht möglich iſt. 
Die Frage, ob das Reich zum Erlaſſe eines Gerichtsorganiſationsgeſetzes com⸗ 
petent je, will ich nicht erörtern, aber auf verſchiedene Lücken des Entwurfes, 
welche nothwendig ausgefüllt werden müſſen, aufmerkſam machen. Vor 
Allem werden wir eine feſte Grenze ziehen müſſen, wie weit das Laienelement 
zur Rechtſprechung heranzuziehen ſei; und es iſt vom Uebel, daß der Ent⸗ 
wurf dieſe Grenze zu ziehen der Geſezgebung der Einzelſtaaten überläßt. 
In Civilrechtsſachen erſcheint mir das Kaienelement ſch echterdings unfähig 
zur Rechtſprechung. In unſerer heutigen Zeit das altdeutſche Schöffeninſtitut 
wieder zu beleben, empfiehlt ſich in keiner Weiſe, denn diejenigen mittelalter⸗ 
lichen Zuſtände, auf welchen jenes Inſtitut baſirte, ſind eben heut bei der 
enormen Entwickelung der Verkehrsverhältniſſe gar nicht mehr möglich. Ich 
meine, in Civilſachen müſſen lediglich gelehrte Richter Recht ſprechen. 
In dem Entwurfe vermiſſe ich ſodann Vorſchriften über die Prüfung und 
Vorbildung der Richter, obgleich eine tüchtige Vorbildung derſelben das un⸗ 
erläßliche Bedürfniß einer guten Rechtsflege iſt. Wir brauchen durchaus eine 
Prüfungsordnung und ebenſo auch eine Anwaltsordnung. Sodann iſt die 
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arantie, wenn man auch in Belgien ſich 
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Aufnahme don Vorſchriften nöthig, welche eine Garantie fe die völlige Un: 
abhängigkeit der Richter bieten. vielen Staaten Deutſchlands kann der 
Richter durch einen Act der Juſtizverwaltung beliebig verſetzt werden, in 
einem Staate ſogar aus dem Collegium des oberſten Gerichtshofes an ein 

iederes Gericht, wenn ihm nur ſein perſönlicher Rang und ſein Titel be⸗ 
la en wird. Wir müſſen deshalb die Beſtimmung in das Geſetz aufnebmen, 
daß kein Richter ohne ſeinen Willen verſetzt werden kann. Erſt dann können 
wir von einem unabhängigen Richterſtande reden. 

Was die Mitwirkung der Staatsanwaltſchaft im Civilproceſſe betrifft, jo 
verſpreche ich mir von derſelhen keineswegs die glänzenden Erfolge, welche 
der Herr Vorredner erhofft. Ich ſelbſt habe einmal bei einem Gerichtshofe 
in der Eigenſchaft als Oberſtaatsanwalt im Civilproceß mitgewirkt, aber ſtets 
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das Gefühl gehabt, daß ich nur das fünfte Rad am Wagen ſei. Ein Ein⸗ 
fluß des Staatsanwalts auf die Catſcheidungen der Gerichtshöfe wird über⸗ 
haupt nur dann ſtattfinden können, wenn derſelbe eine außerordentliche ju⸗ 
kaiſtiſche Capacität iſt. Unerläßlich aber iſt die Ziehung der Grenze zwiſchen 
der Zuſtändigkeit der Gerichte und Adminiſtrativbehörden. Wir können dieſe 
Aufgabe nicht der Landesgeſetzgebung überlaſſen und bevor wir dieſe Grenze 


nicht gezogen haben, iſt von einer Einheit der Rechtsſprechung gar keine Rede. 


Das Geſetz muß ausſprechen, daß ausnahmslos in bürgerlichen Rechtsſachen 
lediglich die bürgerlichen Gerichte competent find. Ein großes Bedenken habe 
4 ich gegen die Beſtimmung des $ 5 des Einführungsgeſetzes, daß in Anſehung 
der Landesherren und der Mitglieder der landesherrlichen Familien die Be⸗ 


Stimmungen des Gerichtsverfaſſungs⸗Geſetzes nur inſoweit Anwendung finden, 
1 als nicht befondere Vorſchriften der Hausverfaſſungen oder der Landesgeſetze 
abweichende Beſtimmungen enthalten. Es giebt in Deutſchland vier Staaten, 
in welchen der Landesherr in Cipilſachen nicht vor den Gerichten des Landes 
Recht zu nehmen braucht. Dieſem Ausnahmezuſtand müſſen wir ein Ende 
machen. Die Anſchauung, der Landesherr dürfe nicht gezwungen werden 
vor ſeinen eigenen Gerichten Recht zu nehmen, iſt eine ganz und gar un⸗ 
deutſche. In Deutſchland haben ſogar die Kaiſer vor ihren Gerichten Recht 
genommen und Niemand hat dies für eine Beeinträchtigung ihrer Souverä⸗ 
nett gehalten. 5 i 

B Das Inſtitut des Reichsgerichts wird durch verſchiedene Beſtimmungen 
der Vorlagen gefährdet. Daſſelbe muß entgegen den Vorſchriften des Ent⸗ 
wurfs in allen Fällen angerufen werden können, in welchen das Recht ver⸗ 
letzt worden ift, ſei es auch nur von einem Amtsgericht, denn ſeine Aufgabe 
heſteht ja darin, für die Erhaltung der Rechtseinheit zu ſorgen. Eine fernere 
Gefahr für das Reichsgericht iſt das Prinzig der duae conformes. Durch 
daſſelbe kann in Zeiten, in welchen eine particulariſtiſche Strömung herrſcht, 
ein Einverſtändniß der Untergerichte und des Oberlandesgerichts ermöglicht 
werden, damit nur die Sache nicht an das Reichsgericht gelange. Das 
Prinzip der dauae conformes paßt auch nicht zu dem von dem Entwurf 
acceptirten Prinzip der Berufung mit der weiteſten Befugniß der Parteien 
zur Anführung von neuen Thatſachen. Die Beſorgniß, es möchte, wenn 
* unter allen Umſtänden das Reichsgericht als letzte Inſtanz angerufen werden 
kann, eine Ueberlaſtung des Reichsgerichts eintreten, iſt allerdings gerecht⸗ 
fertigt, aber das Uebel, welches durch das Prinzip der duae conformes ge⸗ 
ſchafſen wird, iſt jo groß, daß jene Beſorgniß zurücktreten muß. Uebrigens 
kann man die Ueberlaſtung vermeiden, wenn man das Rechtsmittel der 


5 Repiſion einſchränkt und zu dem der Nichtigkeitsbe ſchwerde zurückgreift. Die 
größte Gefahr für das Reichsgericht liegt in § 7 des Einführungsgeſetzes, 
wponach durch die Geſetzgebung eines Bundesſtaates, in welchem mehrere 
Oberlandesgerichte beſtehen, die Verhandlung und Entſcheidung der zur Zu⸗ 
ſtändigleit des Reichsgerichts gehörenden Reviſionen und Beſchwerden in 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten einem oberſten Landesgexrichte zuge⸗ 
wieſen werden kaun. Dieſe Beſtimmung empfiehlt ſich im Intereſſe der 
Nechtseinheit nicht, iſt vielmehr geeignet, particulariſtiſche Strömungen und 
Tendenzen zu befördern. 17 
Man könnte einwerfen, die Einzelſtaaten würden von dieſer Befugniß 
keinen Gebrauch mehr machen, wenn wir ein allgemeines bürgerliches Ge⸗ 
ſetzbuch haben werden. Aber einmal wird daſſelbe allem Anſcheine nach fo: 


4 

bald noch nicht zu Stande kommen, und dann iſt es noch fraglich, ob daſſelbe 
nicht gleichwohl eine Menge von Particularrechten beſiehen läßt, fo daß 
. deshalb die Einzelſtaaten die im erwähnten $ 7 ihnen eingeräumte 
I efugniß noch weiter in Anſpruch nehmen mülſſen. eine Herren, das alte 
Reichsgericht verdankt ſeinen Untergang den privilegia de non appellando 
und ähnlichen Privilegien. Schaffen wir hier nicht eine gleiche Gefahr für 
5 das Reichsgericht, welches die Krone des ganzen Gebäudes iſt, das wir jetzt 


aufrichten wollen. 
1 Staatsminifter Dr. Leonhardt: Wenn Sie der Commiſſion die Auf⸗ 
gabe ſtellen, das e ld über ſeine Grenzen hinaus zu 
erweitern, jo ſtellen Sie derſelben, auch wenn es dem Abg. Lasker gelingen 
ſollie, ſich mit mir über die Nr. 13 des Artikel 4 der Verfaſſung und die 
Zuständigkeit des Reiches in dieſer Sache zu verſtändigen, doch eine ſehr 
rohe Aufgabe und meine beiten Wünſche werden Sie begleiten. (Heiterfeit.) 
as iſt in der That mein voller Ernſt. Ich kann es nicht unternehmen, 
auf alle die Dinge einzugehen, die einen Platz in der Gerichtsverfaſſung 
finden ſollten, aber das Eine will ich allgemein bemerken; nehmen Sie doch 
1 mit dem Abg. Lasker nicht einen fo hoben Flug und jagen Sie nicht nach 
IJ. dealen, die doch nicht erreicht werden können. Wenn der Abg. Lasker nur 
k eine kurze Zeit Juſtizminiſter ſein ſollte, in einem „großen oder auch nur 
1 in einem kleinen Staat“, ſo würde er finden, daß reale Verhältniſſe exiſtiren, 
welche nothwendig Berückſichtigung finden müſſen. } 

Man verlangt ſtärkere Garantien für die Unabhängigkeit des Richters! 
in Wahrheit liegt ſie vor Allem in ſeinem Charakter; äußere Garantien 
müſſen ihm allerdings in hohem Maße gewährt werden und ſie ſind ihm 
K auch in Preußen wie in andern Staaten gewährt; jedenfalls aber, das will 
ich doch dem Abgeordneten Windthorſt ſagen, übertrifft keine andere Juſtiz⸗ 
verwaltung die preußiſche. Der Abg. Windthorſt geht noch weiter als der 
Abg. Lasker: er will, daß den Richtern keine Orden und Titel gegeben wer⸗ 
den follen; ich wundere mich nur, daß er die Richter nicht auch zur Ebeloſig⸗ 
keit verurtheilen will (Heiterkeit), weil ein Richter ohne Weib und Kind noch 
unabhängiger iſt als ein verheiratheter. Er will ſogar Beförderung nur 
bdaurch Wahl und behauptet, daß das Anſehen des Ober⸗Appellationsgerichtes 

in Celle hauptſächlich auf dieſem Umſtande beruhe. Daß man nur in einer 
Verſammlung, in der ſo viele Landsleute des Abgeordneten für Meppen aus 
der Provinz Hannover ſitzen, eine ſolche Behauptung ohne Widerſpruch bat 
1559 laſſen! Es ſind ja ſehr tüchtige Männer, unter ihnen der Herr 
Aeg. Windthorſt, durch Präſentation Mitglied eines oberſten Gerichtshofes 
des früheren Königreichs Hannover geworben, daneben aber find doch auch 
außerordentlich viel untüchtige Leute in das Gericht gekommen. (Abg. 

Windthorſt: das iſt nicht wahr! die königlichen waren es!) Wenn der Herr 
Abg. Windthorſt das nicht glaubt, jo will ich noch Folgendes hinzuſetzen. 
Es beſtand bei dem Ober⸗Appellalionsgericht zu Celle als Erſchwerniß zum 
Eintritt in das einmal das Gericht serutinium de vite et moribus. In 
dieſem Scrutinium hatte nie unterlegen ein landesherrlicher Richter, wohl 
aber hatten zwei Präſentanten es nicht beſtanden. Ferner eine Prüfung: 
1 Nie hat ein landesherrlicher Richter dieſe Prüfung nicht beſtanden, wohl aber 
verſchiedene Präſentanten, und dieſe Präſentanten nahmen in der letzten Zeit 
in erſchreckender Weiſe zu. 

Es iſt nicht erwünſcht, daß ganz junge Leute in den oberſten Gerichtshof 
kommen; das geſchah aber auf Grund von Präſentationen, lediglich durch 

milienverbindungen. (Bewegung.) Vor 20 Jahren — es iſt vielleicht noch 
änger her — wurde ein Canzleiaſſeſſor zum oberſten Gerichtscommiſſarius 
an dem Oberappellationsgericht zu Celle ernannt, was mit gutem Grunde 
das größte Aergerniß für den damaligen König Ernſt Auguſt war. Nach 
2 einiger Zeit ging man ſo weit, daß ein Landesgerichtsaſſeſſor, der noch nicht 
einmal etatsmäßiger Richter war, zum Mitgliede des oberſten Gerichtshofes 
erhoben wurde. Ich darf wohl die Mitglieder der hannöverſchen Obergerichte 
gelegentlich etwas in Schutz nehmen. Nach Herrn Windthorſt muß man an⸗ 
nehmen, daß dieſe ſich eigentlich weniger wiſſenſchaftlich ausbilden als die 
Mitglieder der Amtsgerichte. Davon weiß ich nichts und die Zahl der Mit⸗ 
arbeiter an der hannöverſchen Zeitſchrift für Rechtswiſſenſchaft beweiſt in 
Bezug auf wiſſenſchaftliches Streben das Gegentheil. Ich würde dem Abg. 
Windthorſt noch auf Mehreres entgegnen, wenn ich nur einen Anhalt hätte. 
Er hat nämlich Verſchiedenes für den Landtag in Ausſicht geſtellt. Das iſt 
nun verdeckt und indem dies verdeckt vorgebracht wird, ſchwirrt es ſo herum 
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und macht glauben, daß die preußiſche Juſtizverwaltung außerordentlich viel 
1 Schlimmes enthält. Wollte er nur offen hervortreten, ſo könnte ich mich auf 
ſolche Sachen einlaſſen. Ich werde wohl im Landtage Gelegenheit finden, 
das Weitere nachzuholen. | 

Deer Abg. Lasker hat die freie Adpokatur betont und fie in Zuſam⸗ 
menhang mit dem Anwaltszwang gebracht; wie ſie damit zuſammenhängt, 
das weiß ich nicht. Faßt man fie ſo auf, daß jeder, der die Qualification 
phat, zur Anwaltſchaft zugelaſſen werden ſoll, ſo habe ich nichts dagegen ein⸗ 


zuwenden. Wollen Sie aber, daß es in das Belieben eines jeden geſtellt 
Sie wohl erwägen, in welchem Zuſammenhang dieſer Punkt ſteht mit dem 
Anwaltszwange. Wollen Sie das als freie Advokatur beſchließen, dann heben 


Sie den Anwaltszwang auf, aber auch die Mündlichkeit, wie fie in der Civil⸗ 
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werden jollte, an welchem Orte er Anwaltſchaft treiben wolle, dann wollen A 


Prozeßordnung gegeben iſt. Der Abg. Lasker hat auf den Mangel an Advo⸗ h. 
flaten am hieſigen Stadtgericht hingewieſen, man würde gedrängt zu Perſo⸗ eingehend motivirt, warum fie jene Worte forigelafien haben. Sie wollten 
4 
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nen, die gar nichl befähigt wären. Der Abg. Lasker iſt ja Rechtsanwalt, 
und ich möchte ihn bitten, wenn er ſolche Erfahrungen gemacht hat, dann 
doch zu bewirken, daß der Ehrenrath der Anwälte dies einmal zur Kenatniß 
des Juſtizminiſters brächte, dann würde die gewünſchte Zahl weiterer An⸗ 
wälte ſehr bald erſcheinen. Ferner ſoll die Zahl der Richter vermindert, ihre 
Beſoldung erhöht werden. Damit bin ich nun von ganzem Herzen einver⸗ 
ſtanden, aber leider „das ſage ich als preußiſcher Juſtizminiſter, it der Ent⸗ 
wurf nicht mehr ſo beſchaffen, daß man in dieſer Beziehung große Ausſich⸗ 
ten haben würde. Die Intentionen des preußiſchen Juſtizminiſters gingen 
etwas mehr in der Richtung, die der Abg. Lasker verfolgt wiſſen will. Wenn 
1 t in dieſer Beziehung wirken kann, ſo wird mir das ſehr er⸗ 
wünſcht ſein. 

Es iſt Ihnen ferner wohl bekannt, daß bei der Bearbeitung der Straf⸗ 
proceßordnung der preußiſche Juſtizminiſter von der Anſicht ausgegangen 
iſt, die Schöffengerichtsverfaſſung einzuführen. Darunter verſtand er eine 
volksthümliche Strafrechtspflege. Ich gehe davon aus, daß eine wirklich cor⸗ 
recte Rechtspflege nur durch N Richter garantirt wird. Aber es kommt 
nicht allein auf eine correcte Rechtspflege an, ſondern auf eine ſolche, die 
das Vertrauen genießt. Ferner hat die Sache eine rechtspolitiſche Seite 
Es erſcheint nämlich erwünſcht, daß einerſeits das Recht dem Volke wieder 
näher geführt wird und umgekehrt das Leben dem Richter. Dieſe Gedanken 
rechtfertigen, daß man Laien hinzuzieht zur Strafrechtspflege. Als man 
fragte, in welcher Weiſe iſt das zu erreichen, fo könnte in Betracht der realen 
Verhältniſſe das nur durch Schöffen zu erreichen ſein. Das Geſchworenen⸗ 
Inſtitut ſetzt einen großen Apparat voraus, daß es ganz unmöglich iſt, die 
Strafrechtspflege in allen Ordnungen mit Geſchworenen admimniſtriren zu 
laſſen. Wenn man die Schöffengerichtsverfaſſung, wodurch die Gerichtsver⸗ 
faſſung und das Verfahren ein außerordentlich einfaches wird, zu Grunde 
legte, ſo fiele ohne Weiteres die Zuziehung von Geſchworenen für ſchwere 
Fälle; dann iſt gar nicht zu begreifen, weshalb für ſchwere Fälle etwas an⸗ 
deres Rechtens ſein ſollte als in minleren; man müßte denn die Geſchwo⸗ 
renen zu einer politiſchen Inſtitution machen wollen und die Zuſtändigkeit 
derſelben nach dem Charakter des Verbrechens beſtimmen wollen. (Sehr 
richtig!) Ich bin kein Feind der Geſchworenen, aber eine ſo vorzügliche In⸗ 
ſtitution ſcheint ſie mir nicht zu ſein. Ich will mich über die Vortheile und 
Schattenſeiten des Geſchworenen⸗ und des Schöffengerichts nicht näher aus⸗ 
ſprechen; aber aus eigener Erfahrung möchte ich nur kurz bemerken: man 
bat den Schöffen immer vorgeworfen, fie wären nicht unabbängig dem 
Richter gegenüber, der Richter wirke zu ſtark auf ſie ein; in dieſer Einwir⸗ 
kung einer einzelnen Perſon finde ich die größten Bedenken. 

Ich habe wochenlang als Obmann der Geſchworenen fungirt und habe 
es erfahren, wie außerordentlich ſtark der Einfluß iſt, den einzelne Perſön⸗ 
lichkeiten ausüben. Da habe ich mir es von der erſten Sitzung an zur Auf⸗ 
gabe gemacht, meine Anſicht nicht zu erkennen zu geben, ich habe nur abge⸗ 
ſtimmt. Der Abg. Reichenſperger hat Ihnen heute bemerklich gemacht, ſeine 
Erfahrung wäre außerordentlich günſtig, er habe wohl erlebt, daß der nach 
der Anſicht der Richter Schuldige freigeſprochen wurde, nicht aber das Um⸗ 
gekehrte. Solche Erfahrungen habe ich nicht gemacht. Es ſind mir aller⸗ 
dings mehrere Fälle vorgekommen, wo die Geſchwor enen Unſchuldige verur⸗ 
theilt haben; in einem Falle trat das in eclatanteſter Weiſe hervor: ein un⸗ 
ſchuldig Verurtheilter entzog ſich ſelbſt dem Leben, ein anderer ſtand nahe 
vor dem Schaffot, die Todesſtrafe wurde aber nicht vollſtreckt. Das lege ich 
aber den Geſchworenen nicht zur Laſt, irren können ſie eben ſo wie rechts⸗ 
gelehrte Richter. Ich habe mir dieſe Bemerkungen erlaubt, weil man immer 
davon ausgegangen iſt, daß der preußiſche Juſtizminiſter mit großer Dr 
ſtarrigkeit die Idee der Schöffengerichtsverfaſſung feſthalte und verfolge. 
Das iſt gar nicht der Fall; ich bin vielmehr von vorne herein davon ausge⸗ 
gangen, daß die Reform, die in der Schöffengerichtsverfaſſung liegt, eine 
viel zu große iſt, als das ſie ſo zu ſagen aufgezwungen werden könnte. 
Wenn dafür keine Sympathie im Volke berrſcht, ſo muß man nothgedrungen 
davon abſtehen. Ich habe auch im Laufe der Zeit über die Cache doch 
anders gedacht als das früher der Fall war. Die Zeit, als von mir be⸗ 
ſchloſſen wurde, die Schöffengerichtsverfaſſung aufzunehmen, liegt weit weg 
und die Zeiten haben ſich fettvem geändert. Die Zeit ift eine in politiſcher, 
kirchlicher und ſocialer Beziehung fo bewegte geworden, daß ich es nicht 
wagen möchte, jetzt noch die Schöffengerichtsverfaſſung einzuführen. 

Die Sache liegt jetzt einfach ſo: Als der preußiſche Juſtizminiſter als 
Vertreter des Juſtizausſchuſſes des Bundesrathes bei erſter Gelegenheit auf: 
trat, hat er ohne weitere Discuſſion die eee eee fallen 
laſſen und es ſollen alſo jetzt Geſchworene urtheilen in ſchweren Fällen, 
Schöffen in n Inſtanz und rechtsgelehrte Richter in der mittleren 
Inſtanz. Der Zuſtand it nicht ſehr bübſch und it auch nicht ſehr harmo⸗ 
niſch, aber er beſtebt doch unt 
welche Beſchwerde. In der mittleren Inſtanz Schöffen einzuführen, würde 
ich für im böchſten Grade bedenklich halten. Im Großen und Ganzen ge: 
dacht, hat die Schöffengerichts⸗Verfaſſung außerordentliche ſachliche und poli⸗ 
tiſche Vortheile, aber getheilt gewiß nicht. Die Laien in einem ſo außer⸗ 
ordentlichen Maße in Auſpruch zu nehmen, wie dies durch Zuziehung der 
Schöffen in die mittlere Inſtanz geſchehe, iſt nicht anzurathen. Ich erinnere 
daran, daß ſie jetzt auch noch in Preußen durch die Civilehe in Anſpruch 
genommen werden. Es hat eben alles ſeine Grenzen, auch die Laſt, die 
man den Laien auferlegt. Ich kann daher nur rathen, es bei der Zuzie⸗ 
bung der Laien in dem Umfange, wie ihn der Entwurf feſtſetzt, zu laſſen, 
und lieber die Schöffen auch in der unterſten Inſtanz zu ſtreichen, als ihn 
auch noch in die Mittelinſtanzen einzuführen. (Sehr wahr!) 

Staatsminiſter Dr. Fäuſtle: Es ſind von einigen Vorrednern, insbe⸗ 
ſondere von dem Abg. Römer, der baieriſchen Regierung partikulariſtiſche 
Neigungen untergeſchoben worden, aber mit Unrecht. Wir unterwerfen uns 
Auf allen Rechtsgebieten, wo wir gemeinſames Recht haben, ſo auf dem Ge⸗ 
biete des Strafrechts, gern der höͤchſten Entſcheidung des Reichsgerichtshofes 
und werden auch bereit ſein, das nach dem Inkrafttreten des Civilgeſetzbuches 
bezüglich des geſammten bürgerlichen Rechts nach Maßgabe jenes Geſetzes 

elbſt zu thun. Andererſeits aber bekenne ich offen, daß die Vinheit des 

echts nicht bloß das Fundament einheitlicher hoͤchſter Rechtſprechung, ſon⸗ 
deren Grenze ſein muß. Für viele Staaten wird dieſer Punkt naturgemäß 
gegenſtandlos, Baiern befindet ſich aber leider nicht in der glücklichen Lage, 
ſeine Appellationsgerichte für die Pfalz und die ſieben rechtsrheiniſchen Kreiſe 
in ein einziges Oberlandesgericht zuſammenzuziehen. Es werden dort immer 
5 Appellgerichte bleiben müſſen, und Baiern würde ſonach Gefahr laufen, 
ſeine Rechtseinheit u verlieren, wenn es auf ein höchſtes Landesgericht ver⸗ 
zichten wollte. Welches . kann auch das Reich daran haben, daß 
eine Reihe von Rechtsſachen ſeinem oberſten Gerichtshofe entzogen werden, 
um einem Gericht zu verbleiben, das mit den baieriſchen Rechtszuſtänden 
vertraut iſt? Ich muß offen bekennen, daß ich es als bairiſcher Juſtizminiſter 
für meine Pflicht halte, Alles aufzubieten, damit die baierifchen Staatsan⸗ 
gehörigen von den Inconvenienzen verſchont bleiben, welche darin liegen, 
daß fie ihr Recht in letzter Inſtanz in Berlin oder Leipzig ſuchen müßten. 
Es käme dies für fie faſt auf eine Entziehung der Reviſton heraus. Ich 
werde dies auch fernerhin um ſo mehr für meine Aufgabe erachten, als Reichs⸗ 
intereſſen dadurch nicht verletzt werden. Die Ueberweiſung der baieriſchen 
Rechtsſachen an das Reichsgericht würde ferner zur Zeit eine Vermehrung 
der Richterzahl an demſelben zur Folge haben, welche daraus ſchließlich ein 
Richterparlament 2 5 würden, deſſen einzelne Senate Alles eher wahren 
würden, als eine Einheit des Rechts. Sie werden mir zugeben müſſen, daß 
der Weg der Juſtizreform, den wir einſchlagen, eigentlich kein normaler iſt. 
Wir hätten eigentlich mit dem bürgerlichen Recht beginnen müſſen. Ich er⸗ 
kenne an, daß wir das nicht konnten, aber darum halte ich es für falſch, 
1 Uebergangsſtufe zu beſeitigen, die uns den Uebergang zur völligen 

. eit erleichtert. , . 

bg. Dr. Meyer (Thorn): Es bleibt mir nur übrig, nach den vorauf⸗ 
gegangenen Reden eine Reihe von einzelnen Bemerkungen an dieſelben zu 
nüpfen. Der Gerichtsverfaſſungsentwurf ſoll die Lineamente für die Durch⸗ 
führung der beiden anderen Geſetze liefern, ich bin aber der Meinung, daß 
zu dieſen anch Beſtimmungen über die Qualification zum Richteramte und 
zur Anwaltſchaft gehören und ſtimme hierin vollkommen den Ausführungen 
des Abg. Lasker zu. Dagegen ſcheint mir ein ſehr wichtiger Punkt bisher 
noch gar nicht zur Sprache gekommen zu ſein, es fehlt in dem Geſetz näm⸗ 
lich jede Andeutung darüber, wie die Regelung des Koſtenpunktes ſtattfinden 
ſoll, über den bisher im Einzelnen die außerordentlichſte Verſchiedenheit und 
nicht gerade zum Nutzen des Publicums herrſcht, für welches das Bewußt⸗ 
ſein, eine Stieitſache im rein mündlichen Verfahren entſchieden zu ſehen, 
immer nur ein ſchlechter Troſt iſt, wenn es für ein Object von 10 Thaler 
20 Thlr. Koſten zahlen ſoll. — Ich will nicht, daß wir hier gleich ein Koſtenge⸗ 
ſetz machen ſollen, aber den Grundſatz müſſen wir in der Vorlage aufnehmen, daß 
das Koſtengeſetz einheitlich geregelt werden ſolle. Zu meiner Verwunderung iſt der 
preußiſche Fan dem Abg. Lasker mit dem Einwande der mangelnden 
Competenz begegnet, er hat denſelben daraus gefolgert, daß aus dem Antrage der 
bgg. Lasker und Miquel auf Ausdehnung der Reichsgeſetzgebung auf das 
geſammte bürgerliche Recht die Worte „einſchließlich der Gerichtsverfaſſung“ 
in ſeiner letzten Faſſung weggelaſſen worden ſeien. Die Motive theilen zwar 
dieſe Bedenken nicht, find aber leider, wie wir hören, Privatarbeit. Nun 
aben aber die beiden Antragſteller in der Sitzung vom 29. Mai 1872 ganz 


in einer Reihe von Staaten und ohne irgend 


dem Mißberſtändniß „ als beabfihtige man die Juſtizboheit der Bars 1 
ticnlaritaaten anzugreifen, aber keineswegs damitzſagen, die Reichsgeſetzgebung 
ſei nicht berechtigt, die Organe feſtzuſtellen, welche die Einheitlichkeit des Ver⸗ 


fahrens ſichern ſollen. > R 

Der Abgeordnete Lasker betonte damals ausdrücklich, ſein Antrag ver⸗ 
folge den Zweck, Sorge 7 tragen, daß die Rechtspflege nirgends gehemmt 
werde durch einen Mangel von Inſtanzen, oder mangelhafte Beſetzung der 
Gerichtsbehörden. Uns iſt alſo das Recht der Prüfung, in wie weit die 
Lineamente für die einheitliche Durchführung des Verfahrens etwa zu eng 
gezogen ſind, keineswegs entzogen. — Geſtatten Sie mir noch einige Worte 
über die Civilproceßordnung. Ich ſtimme dem über fie ausgeſprochenen Lob 
vollkommen zu; wenn ich mir auch nicht verhehle, daß ein practiiches Be⸗ 
dürfniß zu einer Aenderung des Verfahrens in den alten Provinzen Preu⸗ 
ßens nur wenig empfunden worden iſt, ſo müſſen wir doch das von uns 
geforderte Opfer im Intereſſe der Rechtseinheit bringen. Für die Beſeiti⸗ 
gung unſerer Eventualmaxime bin ich übrigens dem Entwurfe ſehr dankbar, 
und trotz des durchaus mündlichen Verfahrens, das er einführen will, bleibt 
doch noch ein recht anſtündiges Stück Schriftlichkeit übrig, ſo daß die Ver⸗ 
änderung nicht ſehr bei uns empfunden werden wird. Das größte Bedenken 
babe ich jedoch gegen die Ausdehnung des Einzelrichterweſens, nicht daß ich 
es für falſch hielte, gewiſſe Categorien von Proceſſen durch Einzelrichter ent⸗ 
ſcheiden zu laſſen — das thun wir ja auch chon heute, ſondern wegen der 
iſolirten Stellung, in welche die Amtsrichter gerathen. Der deutſche Juriſt 
iſt kein idealer Menſch, und ich fürchte, der deutſche Amtsrichter wird der 
Gefahr zu verbauern ausgeſetzt ſein, wie es der hannöverſche und baieriſche 
ſchon heute it. Es hängt das mit der ganzen Richtung des Zeitgeiſtes zu⸗ 
ſammen, der ſchon, wie ein angeſehener Univerſitätslehrer neulich mit Recht 
bemerkte, die handwerksmäßige Ausbildung der Jugend auf den Hochſchulen 
befördert. Fehlt dem Amtsrichter ſpäter die durch die Berührung mit Col⸗ 
legen gewährte Anregung, ſo wird er nur zu leicht in geiſtige Stagnation 
verfallen. Wenn wir in Preußen die Erfahrung weniger gemacht haben, 
ſo liegt dies darin, daß unſere Gerichts⸗Commiſſarien im Zuſammenhang mit 
den Kreisgerichten geblieben find. 

Nun glaube ich, man thäte wohl daran, wenn man ebenſo, wie der Ent⸗ 
wurf die Vereinigung mehrerer Amtsrichter zu einem Collegium für Straf⸗ 
ſachen zuläßt, daſſelde auch für Civilſachen zu ermöglichen, was gleichzeitig 
dazu beitragen würde, die Anwälte auch an ſolchen Orten zur Niederlaſſung 
zu veranlaſſen, wo keine ſtändigen Collegia tagen. Es würde das auch die 
Durchführung des Anwaltszwanges ſehr erleichtern. Dies führt mich auf 
die Frage der Freigebung der Advocatur, ich will mir mein theoretiſches Ur⸗ 
theil darüber vorbehalten, glaube aber dem Juſtizminiſter darin beipflichten 
zu müſſen, daß es nicht angeht, heute in Preußen den Anwaltszwang ein⸗ 
zuführen und die Advocatur gleichzeitig freizugeben. Endlich noch ein Wort 
über den Strafproceß. Ich halte die Verwerfung der Berufung für eine der 
beſten Neuerungen und glaube, daß die neue Beſtimmung der Wiederauf⸗ 
nahme der Unterſuchung bei derſelben Inſtanz fie aufs Zweckmäßigſte erſetzen 
wird. Was die Heranziehung des Laienelementes'betrifft, ſo halte ich es für 
keinen ſo erheblichen Mangel, daß man ſich zur Beibehaltung der Geſchwo⸗ 
renen entſchloſſen hat. Die Schöffen werden auch ſchließlich aus keinem an⸗ 
deren Material genommen werden können. Es iſt aber hier noch gar nicht 
genug betont worden, daß die auf die Verſchiedenheit der ſtrafbaren Hand⸗ 
lungen baſirte Abſtufung der Strafgerichte durch den Entwurf vollſtändig 
durchbrochen wird. Bisher gehörten Verbrechen — abgeſehen von einigen 
ſchweren Diebſtahlsfällen — vor die Schwurgerichte, Vergehen vor die Depu⸗ 
tationen und Uebertretungen vor den Polizei⸗Richter. Heute ſollen alle klei⸗ 
neren Vergehen, die nur mit Gefängniß bis zu 3 Monaten oder mit Geld⸗ 
ſtrafe bis zu 100 Mark bedroht ſind, ſowie alle die, welche im einzelnen Falle 
vorausſichtlich kein höheres Strafmaß rechtfertigen, von der unterſten Stufe, 
dem Schöffengerichte abgeurtheilt werden. 

Es iſt dies aber die weitaus größte Anzahl aller Vergehen: kleine Dieb⸗ 
ſtähle, Unterſchlagungen, leichte Körperverletzungen, Betrug, Hausfriedens⸗ 
bruch, Widerſtand gegen die Staatsgewalt u. ſ. w. Sie belaſten dadurch die 
unterſte Stufe ganz enorm, während Sie Perling die Strafkammer in 
einer Weiſe entlaſten, welche in gar keinem Verhältniſſe ſteht zu dem Plus 
von Arbeit, das ſie durch Aburtheilung der mit 55 bis zu 5 Jahren 
bedrohten Verbrechen erhält. Da ſcheint mir doch das Bedenken gegen eine 
Ueberanſtrengung der Schöffen in der unterſten Stufe viel mehr angebracht, 
wie in der mittleren. Ich rathe Ihnen daher, wenn Sie irgendwo die 
Schöffen ſtreichen wollen, ſo ſtreichen Sie ſie unten und laſſen Sie ſie in 
der Mitte ſtehen. Sie werden dieſelben dann ſpäter um ſo leichter auch in 
die oberſte Stufe einführen können, wenn die Anſchauung des Volkes ſi 
erſt mit der Erſetzung des Schwurgerichts durch das große Schöffengericht 
vertraut gemacht haben wird. Die Commiſſion wird daher, glaube ich, ernſt⸗ 
lich zu erwägen haben, ob ſie nicht die Schöffen in die Mittelſtufe wieder 
hineinzubringen hat. Schon in Bezug auf äußere Einheit und Harmonie 
würde der Entwurf dadurch ungemein gewinnen. (Beifall.) 

Nachdem der Staatsminiſter Leonhardt in einer kurzen Bemerkung feine 
1 über die Zuſtändigkeit der Reichs⸗Geſetzgebung nochmals bekräftigt, 
bemerkt 

Abg. Windthorſt: Der preußiſche Juſtizminiſter entgegnete vorhin auf 
meine Rede von geſtern, die preußiſche Juſtiz ſei nicht ſchlechter, als die aller 
anderen Länder. Ich hatte 5725 ſie ſei nicht beſſer, als die aller anderen 
Länder. Ob in dieſen beiden Aeußerungen ein ſo großer Unterſchied liegt, 
das herauszufinden überlaſſe ich dem Haufe. Wenn der Juſtizminiſter ferner 
meint ich hätte die Obergerichte in Hannover an argen ſo iſt daß gar nicht 
der Fall; ich habe nur geſagt, daß derhältnißmä iWfuchte viele Amtsgerichte 
als Obergerichte tüchtig und gewiſſenhaft in ihrer Pflichterfüllung find. Was 
ſodann die Appellationsgerichte anbetrifft, jo wünſcht der Juſtizminiſter könig⸗ 
liche Ernennung; während ich für Präjentation bin. bleibe bei meiner 
Anſicht, daß auf Präſentation die Tüchtigkeit und Unabhängigkeit der Ges 
richte weſentlich beſſer baſirt ſei. Wenn der Juſtizminiſter meint, daß durch 
Präſentation in Hannover nicht immer die geeigneten Perſonen in die oberen 
Gerichte gelommen ſind, ſo behaupte ich mit derſelben Sicherheit, daß auch 
durch königliche Ernennung recht wenig geeignete Perſonen hineingekommen 
find (Heiterkeit); und wenn derſelbe ferner meint, daß bei der Präfentation 
die Connexionen in den Landſchaften ausſchlaggebend ſeien, ſo behaupte ich, 
es werden bei dem einen Syſtem die Connerionen in den Landſchaften und 
bei dem andern die Connexionen in e e ara ſein. Das, meine 
Herren, iſt nicht allein in Hannoder der Fall, das iſt überall der Fall 
(Widerſpruch) und wird immer der Fall fein, fo lange die Welt ſteht; 
und die aus Preußen mögen es willen, daß wir aus den Provinzen recht 
böfe Erfahrungen darüber haben, was es heißt, mit Regierungelceiſen Con⸗ 
nexionen zu haben oder nicht. . 1 

Die erſte Berathung wird nunmehr geſchloſſen und der erſte der drei Ju⸗ 
fti Entwürfe betreffend die Gerichtsverfaſſung einſtimmig an die vom 
Abg. Lasker vorgeſchlagene dauernde Zwiſchencommiſſion von 28 
Mitgliedern verwieſen. . 

Schluß 4 Uhr. Nachſte Sitzung Donnerstag 11 Uhr (Tagesordnung: 
Straf: und Civllprozeßordnung in erſter Berathung.) 


Berlin, 25. November. [Amtliches] Se. Majeſtät der König hat den 
königlich baieriſchen Hauptleuten Harſcher und Riegel vom Ingenieur⸗ 
Corps den königlichen Kronen⸗Orden 3. Klaſſe; ſowie dem königl. baieriſchen 

remier⸗Lieutenant Keſter vom Ingenieur⸗Corps den rothen Adler⸗OIrden 


. Klaſſe verliehen. x a, ! i 

Se. Majeftät der König bat dem löniglich würtembergiſchen Elſen⸗ 
bahn⸗Bau⸗Inſpector Hocheiſen zu Balingen den königlichen Kronen⸗Orden 
rabungen in Pompeji beſchäftigten Auf⸗ 


* 


4. Klaſſe; ſowie den bei den Aus 
ſehern Fra ja und Lembo das Allgemeine Ehrenzeichen verliehen. Br | 
Der „R⸗Anz.“ enthält die Verordnung, betreffend die Ermächtigung des 
Bezirks Lothringen, zur Aufnahme einer Anleihe, ferner die Bekanntmachung 
betreffend die laiſerliche Verordnung wegen der Geſchäftsſprache der Gerichle 
und gerichtlichen Beamten in Elſaß⸗Lothringen. 2 
Se. Majeſtät der König hat den Appellations erichts- Vice⸗Präſidentef 
Heimbrod zu Magdeburg in gleicher Amtseigenſchaft nach Glogau verſeh 
ſowie den Ober⸗Tribunglsrath Drenkmann zum Vicepräſidenten bei . 
Appellationsgericht in Poſen mit dem Charakter als Geh. Ober⸗Juſtin e 
Den Kreisgerichtsdireetor Herzberg in Bromberg zum Vicepräſidenten 
dem Appellations gericht zu Inſterburg und den Kreisgerichtsdirector Stur 9 
in Cottbus zum Vicepraſidenten bei dem Appellationsgericht in Magvebuit 
ernannt. Dem Badearzt des Bades Wittekind, Dr. Gräfe zu Giebi enter 
den Charakter als Sanitätsrath verliehen und den Stadtrath Freihern De 
Hagen zu Halle a. S., in Folge der von der dortigen Stadtverorbne. N 
Verſammlung getroffenen Wahl, als beſoldeten n und n g 
Bürgermeiſter der Stadt Halle a. S. für die geſetzliche zwölfjährige 
dauer bejtätigt. 8 lle bei 
Dem Betriebs⸗Aſſiſtenten Munſcheid iſt die Betriebs- Inſpectorſte 75 
der bieſigen löniglichen Münze verliehen worden. zuzallandtages 
Se. Maj. der König hat die Zuſammenberufung des Brobinzie Dec d. J. 
der Provinz Schleswig⸗Holſtein zur Erledigung von Geſchaſten auf den ö 
nach der Stadt Rendsburg genehmigt und den Grafen Emil au zu 
auf Raſtorff zum Marſchall und den StadtPräfiventen Gra 
ſtadt zum Stellvertreter des Marſchalls ernannt. 


u 
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TAN. 7 1 . ’ 

Se. Majeſtät der König hat die Zuſammenberufung des Communal⸗Land⸗ 
15 5 der 8 Aae 12 3 von Geſchäften auf den 
Id. December d. J. nach der Stadt Sigmaringen genehmigt. 

Berlin, 25. November. [Se. Majeſtät der Kaiſer und 
König! hörten heute den Vortrag des Geheimen Cabinetsrath von 
Wilmowski und empfingen den commandirenden General des VII. 
Armee⸗Corps, General der Cavallerie Grafen zu Stollberg⸗Wernigerode, 
den Vicepräſidenten des Staatsminiſteriums Finanzminiſter Camp⸗ 
hauſen und den Oberſt⸗Lieutenant im Kriegs miniſterium, Fellenbach, 
welcher die Ehre batte, die ſoeben fertig geſtellte neue Rang⸗ und 
| Duartierfifte zu überreichen. 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz! 
2 geſtern Nachmittag 4 Uhr in Caſſel eingetroffen und von den 
1 


pitzen der Behörden und dem Kriegerbunde am Bahnhofe empfangen 

worden. Ein ſehr zahlreiches Publikum begrüßte Se. Kaiſerliche und 

Königliche Hoheit ſowohl beim Empfange auf dem Bahnhofe, wie bei 

einer am Abend dargebrachten Serenade mit enthuſiaſtiſchen Zurufen. 
f (Reichsanz.) 

O Berlin, 25. November. [Das Bankgeſetz. — Vacan⸗ 
len. — Verkehr.] Die heutige „Prov.⸗Correſp.“ iſt zum großen 
Theil den Berathungen über das Bankgeſetz gewidmet, und geht aus 
dem Artikel hervor, daß die Regierung bereit iſt, die preußiſche Bank 
in eine Reichsbank umzuwandeln, daß es ſich alſo jetzt hauptſächlich 
um die Modalitäten handelt, unter denen dies zu geſchehen hat. Wenn 
alſo von einigen Blättern geſagt wird, daß das Geſetz in dieſer Seſſion 
in keinem Falle ſchon zu Stande kommen könne, ſo iſt das voreilig ge⸗ 
urtheilt, denn möglich iſt's noch immer. — Außer den ſchon gemelde⸗ 
en find augenblicklich noch viele höhere Beamtenſtellen frei: Die des 
Bezirkspräſidenten von Metz, des Regierungspräſidenten von Marien⸗ 
werder und der Vicepräſidenten von Königsberg und Poſen; da⸗ 
gegen wird der Präfident Graf Behr, wahrſcheinlich auf feinem 
Poſten in Straßburg verbleiben. — Der Miniſter des Innern 
hat die Frage, wer die Genehmigung zu den Ausgaben der 
Standesbeamten, welche als ſächliche Koſten gelten, zu ertheilen habe 
1 dahin beantwortet, daß es in den Stadtgemeinden die Gemeindever⸗ 

tretung und in den Landgemeinden die Freis⸗Ausſchüſſe ſeien. — Die 
ungünſtigen Betriebsreſultate der Main⸗Weſer⸗ und der Naſſauiſchen 
Staatsbahn haben Veranlaſſung gegeben, die Fahrſätze für Perfonenz, 
Schnellzugs⸗ und Retourbillets II. und III. Klaſſe vom 1. Januar 

5 a pro Meile um einen halben Groſchen zu erhöhen, alſo von 
4 auf 4% und von 2% auf 3 Groſchen. Ebenſo iſt für Schnellzüge 
und I. Wagenklaſſe das Fahrgeld um einen halben Groſchen pro 
Meile erhöht worden. In Folge dieſer Erhöhung iſt auch das Gerücht 
entſtanden, daß auf allen preußiſchen Staatsbahnen ein hoherer Tarif 
des Perſonengeldes eingeführt werden ſolle. Das iſt aber unbegründet 
und beruht auf Unkenntniß der beftehenden Tarife, welche ſchon bisher 
den auf vorgenannten Eiſenbahnen eingeführten gleich waren. 

= Berlin, 25. November. [Bank⸗Geſetz. — Concurs⸗ 

rdnung. — Aus dem Reichstage.] Ueber die Bankfrage find 
heute in parlamentariſchen Kreiſen die verſchiedenſten Angaben ver⸗ 
breitet, die indeſſen mehr oder weniger thatſächlichen Anhalts entbehren 
und auf die Wünſche derjenigen zurückzuführen find, welche den Schluß 
der Seſſion vor Weihnachten herbeigeführt ſehen mochten. Jene An: 
gaben wollen wiſſen, es ſei die Zurückziehung des Bankgeſetzes beab⸗ 
chtigt oder man wolle weitere Schritte von der Wirkung der Aus⸗ 
gabe von Hundert⸗Mark⸗Nolen abwarten u. ſ. f. Andererſeits hört 
man, es ſei aus dem Centrum demnächſt eine Anfrage zu erwarten, 
welche Auskunft über den Fortgang der Commiſſtonsarbeiten begehren 
und das zu erwartende Verhalten derſelben bemängeln will. That⸗ 
lichlich werden die Erhebungen über die Bankfrage innerhalb der 
Fuß. Regierung fortgeſetzt und ebenſo die Verhandlungen zwiſchen 
dieſer und dem Reichskanzleramt. Zufolge der Anfrage des ſächſi⸗ 
chen Bundesbevollmächtigten und der Rückantwort des Präſidenten 
Delbrück haben ſämmlliche Bundescommiſſare ſofort an ihre Re⸗ 
gierungen berichtet und ſich Informationen erbeten. Man glaubt, 
daß ſchon in der nächſten Plenarſſtzung des Bundesrathes über die 
Angelegenheit weitere Mittheilungen erfolgen werden. — Der Entwurf 
einer Concursordnung, deſſen Vorlegung der preuß. Juſtizminiſter im 
Reichstage verheißen hat, wird allem Anſchein nach nicht mehr lange 
auf ſich warten laſſen. Im Bundesrath hat der Großherzoglich ba⸗ 
dice Miniſterpräſident von Freidorf das Referat übernommen und 
wird derſelbe dem Juſtizausſchuß alsbald darüber berichten. Die Reichs⸗ 
tegierung wünſcht bekanntlich, daß dieſe Vorlage mit den übrigen Entwürfen 
7 Reichs juſtizgeſetze gemeinſam behandelt, alſo an eine Commiſſion ver: 
Auen werden möge. — Gleich nach Beendigung der erſten Leſung 
u Juſtizgeſeze ſoll der Landeshaushaltsetat für Elſaß⸗Lothringen den 
Reichstag beſchäftigen. Man will das Geſetz nach der erſten Leſung 
un eine beſondere Commiſſion verweſſen, in welche auch Elſaß⸗Lothrin⸗ 
ische Abgeordnete hineingewählt werden follen. — Die Budget⸗Com⸗ 
miſſton glaubt die Berathung der ihr zugewieſenen Theile des Budgets ıc. 
is zum Ende der nächſten Woche durchberathen und dem Plenum 
unterbreiten zu können. Bezüglich des Geſetzes über Einnahmen und 
usgaben des Reiches beſtehen noch über eine Reihe wichtiger Punkte 
erenzen zwiſchen der Commiſſion und der Regierung, über welche 
an noch in der erſteren zu einer Verſtändigung zu kommen hofft. 
ird eine ſolche nicht erreicht, ſo wird abermals das Geſetz in dieſer 
eſſion unerledigt bleiben. 
Pe [Das preußiſche Staatsminiſterium] unter Vorſitz des 
Miniſterpräſidenten Fürſten v. Bismarck trat heute Nachmittag 1 Uhr 
A einer Sitzung im auswärtigen Amte zuſammen. 
N [Reichsbank.] Der Berliner „Actionär“ ſchreibt: Das Mini: 
y um beſchloß in einer am Sonntag ſtattgefundenen Sitzung dem 
} u adesrath zu erklären, Preußen widerſtrebe nicht der Umwandlung 
in preußiſchen Bank in eine Reichsbank, unter den von Camphauſen 
die Reichstage ausgeſprochenen Vorausſetzungen. Am Montag wurde 
ſe Erklärung dem Bundesrathe alsdann factiſch gegeben. — Bei 
wandlung der preußiſchen Bank wird der Umtauſch der Privatan- 
emj deine gegen Reichsbankantheile freigeſtellt werden. Das neue zu 
Gentende weitere Capital wird Privatzettelbanken überlaſſen. Die 
ewinnbetheiligung des Privatcapitals dürfte eine Reduction erleiden. 
ö Uln Oldenburg, 28. November. [Unſere Orthodoxenj ſtehen den 

5 amontanen an Unduldſamkeit in keiner Weiſe nach; dies bewies 
rab bi ein Vorfall, der ſich bei dem Begräbniß des hieſigen Land⸗ 
rter we Wechsler zugetragen hat. Letzterer, ein allſeitig ver⸗ 
Tiefen Bann, war nach 37 jähriger Amtsführung verſtorben. Von 

worden = naheſtehenden Perſonen war der Wunſch ausgeſprochen 
Verſtorb aß am Grabe eine dem Leben und den Verdienſten des 
8 bäh Pfr entſprechende Grabrede gehalten werde. Herr Paſtor 
eſchiey lütglied des Proteſtantenvereins, erklärte ſich bereit, dem ab: 
Pinne ara verehrten Manne in amtsbrüderlichem und reinmenſchlichem 
Toßherzogliche Obe Liebesdienſt zu erweiſen. Jedoch der orthodoxe 
Stunde De 85 lrerchenrath dachte anders und inhibirte in letzter 
Geiſlicher def erlichkeit, indem er es für bedenklich anſah, daß ein 
u predigen, dem Auch und Beruf es ja doch iſt, reine Nächſtenliebe 
nem Juden 0 Racterden einer anderen Confeſſion, und nun gar 
= den Nachruf halte! Der Vorfall hat in allen reifen 
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Siegen, 25. November. [Bei der ſtattgehabten engeren 
Wahl!] zwiſchen dem Dr. Ernſt in Siegen und W. Klein in Dahl⸗ 
bruch (beide national⸗liberal) erhielt der erſtere 8235, der letztere 
2627 Stimmen. Somit iſt Dr. Ernſt zum Reichstagsabgeordneten 
ewählt. 

x München, 21. November. [Die Reichsgoldmünzen.] Dem 
Vernehmen nach iſt vor einiger Zeit dahier vom Reichs kanzleramte 
ein Schreiben eingetroffen, welches die Siſtirung der Ausgabe von 
Reichsgoldmünzen anordnet. Es ſollen ſich zu dieſer Zeit in der bai⸗ 
riſchen Centralſtaatskaſſe acht Millionen Gulden in Reichsgoldmünzen 
befunden haben, von deren Abgabe man ein Plus von 75,000 Fl. 
gemacht haben würde. Grund zu jener Maßregel hat, wie verſichert 
wird, die Nothwendigkeit gegeben, den Vorrath von Goldmünzen zu 
erhalten, da befürchtet werde, daß durch Einführung des Reichsmünz⸗ 
ſyſtems in Norddeutſchland und Baden, Süddeutſchland mit Münzen 
des alten Syſtems überſchwemmt werde. 


Oeſterreich. 

„ Wien, 24. November. [Die Ultramontanen und die 
wirthſchaftliche Politik des Miniſteriums. — Die Eiſen⸗ 
bahnvorlag en. — Tisza und das ungariſche Wahlgeſetz.] 
Jetzt ſcheint es, als wollen ſich die Clericalen der ökonomiſchen Noth⸗ 
lage bedienen, um Agitationen gegen das Miniſterium Auersperg an⸗ 
zuzetteln. Wenigſtens ſind es wunderbarer Weiſe die „Tiroler Stim⸗ 
men“, welche plotzlich die Nachricht bringen, daß die erſten Induſtrie⸗ 
und Handelsfirmen Cisleithaniens eine Deputation nach Wien abord⸗ 
nen wollen, um direct bei dem Kaiſer Beſchwerde zu führen über die 
ungenügenden Vorkehrungen der Regierung zur Unterdrückung der 
Nachwehen unferer wirthſchaftlichen Kriſis. Die Meldung richtet ſich 
wohl von ſelbſt: aus den Tiroler Alpen pflegen nicht die glaubhafteſten 
Berichte darüber zu kommen, was der Induſtrie⸗ und Handelsſiand 
Oeſterreichs zu thun gedenkt! Wir hatten es mit einer frommen 
Hetzerei zu thun, allein dieſe Hetzerei iſt als Waffe gegen die Ver⸗ 
faſſungspartei durchaus berechtigt. da deren Gros ſich von Tage zu 
Tage mehr und mehr mit dem Börſenſchwindel identiſieirt. Der Ba: 
rometer unſeres Conſtitutionalismus iſt der Courszettel, und wer die 
Hauſſe wieder in Gang bringt, der iſt unſer Mann! — Daß das 
keine Uebertreibung iſt, dafür will ich Ihnen in einer ſchlagenden 
Prophezeiung einen Maßſtab an die Hand geben. Banhans beant⸗ 
wortete heute die Interpellationen über Eiſenbahnvorlagen mit dem 
durchgreifenden Argumente: „nachdem wir in den letzten ſechs Jahren 
je 100 Meilen Bahnen gebaut und den Poſten der Bahnſubventionen 
im Budget von 3 auf mehr als 10 Millionen jährlich in die Höhe 
geſchnellt haben, werde vorläufig an den bereits conceſſionirten Schie⸗ 
nengeleiſen weitergebaut werden.“ Nun geben Sie Acht, wie in Folge 
dieſer Erklärung zwei unſerer geleſenſten Blätter über die Regierung 
herfallen werden: warum? weil die Stellung der beiden Redactionen 
zu jedem Miniſterium einzig und allein davon abhängt, ob Wien⸗ 
Nowi conceſſionirt wird oder nicht. Sie werden ſehen, daß meine 
Weioſagung ſich beſtätigt, obſchon ich fie rechtzeitig genug in die Welt 
chicke, daß ſie als Warnung dienen könnte. — Im ungariſchen Reichs⸗ 
tage kam geſtern endlich daß neue Wahlgeſetz zu Stande, das nun 
bereits im nächſten Sommer bei der Auflöſung des Unterhauſes zur 
Anwendung gebracht werden wird. Freilich iſt es im Grunde nur 
eine Novelle ausgedehnterer Natur. Die Erledigung erfolgte dadurch, 
daß das Abgeordnetenhaus in der ſtreitig gebliebenen Frage über den 
Cenſus in Siebenbügen ſich dem Oberhauſe anſchloß. Großes Auf⸗ 
ſehen erregte, daß der Führer der Oppoſition Tisza energiſch für dieſen 
Beſchluß eintrat, zugleich aber betonte, er thue das nur, damit das 
Geſetz überhaupt vereinbart werde, und daß er zugleich den Magnaten 
in derben Worten den Text las: ſie könnten nicht einmal magyariſch 
und ihr ganzer ungariſcher Patriotismus ſei nichts als verdächtiges 
Geflunker. In Peſt legt man dieſe Haltung ſo aus, als ob Tisza 
ſich gleichzeitig populär erhalten und regierungsfähig machen wolle, 
um Bittos Erbſchaft anzutreten. 


Frankreich. 

Paris, 23. November. [Parlamentariſches.] Die Führer 
des linken Centrums, Dufaure und Caſimir Perier, trafen heute in 
Paris ein, wo morgen unter Leitung von Jules Simon eine Partei⸗ 
berathung des linken Centrums und Berathung von Vorlagen, die 
Thiers eingeſchickt hat, ſtattfindet. Auch Rouher iſt von Chiſelhurſt 
zurück und hat die Häupter des Bonapartismus beſchieden. Die 
Chambordiſten ſind eines Schreibens von Froſchdorf gewärtig, zu 
deſſen Abfaſſung La Rochefoucauld⸗Biſaccia, Ernoul, La Bouillerie, 
Lucien Brun ins Hoflager mit dem Lilienbanner geeilt ſind. Das 
„Univers“ ſucht das linke Centrum dadurch zu verdächtigen, daß es 
daſſelbe mit den Radicalen in einen Topf wirft und Chriſtophle und 
Louis Blane ſiameſiſche Brüder nennt. Louis Blane und Louis 
Veuillot aber ſtehen einander ungleich näher in radicalen Ideen, nur 
daß die Ideen Blanc's roth gefärbt find, die Veuillot's ſchwarz wie 
die Nacht. 

[Fürſt Hohenlohe.] Der officidſe „Moniteur“ ſchreibt: „Der 
Fürſt von Hohenlohe, deutſcher Botſchafter in Frankreich, wird im 
Laufe dieſer Woche in Paris zurückerwartet. Unſere Leſer wiſſen, daß 
der Fürſt von Hohenlohe kürzlich den friedlichen Charakter der hohen 
Miſſion betonte, welche er bei der franzoͤſiſchen Regierung erfüllt.“ 

[Oberſt Stoffel.] Die „France“ theilt mit, daß Baron Stoffel 
den Vertreter des „Journal Offieiel“ für morgen vor Gericht geladen 
habe, da derſelbe ſich weigere, die Antwort des Oberſten auf die be⸗ 
kannte Note, welche die Depeſche Bazaines betrifft, aufzunehmen und 
zu veröffentlichen. 

[Admiral Ribourt.] Aus Breſt, 22. Nov., wird gemeldet: 
Der Admiral Ribourt iſt heute von Neu⸗Caledonien angekommen und 
wird beute Abend nach Paris weiterreiſen. Derſelbe war in der 
Strafcolonie mit der Unterſuchung beauftragt, welche die Flucht Roche⸗ 
fort's betrifft. Man glaubt, daß ſofort eine vollſtändige Veränderung 
in dem höheren Beamtenperſonal der Colonie vorgenommen werde. 

[Aus Belfort] wird der „Union“ geſchrieben: Die Oſtbahn⸗ 
Verwaltung hat den Bahnhof unſerer Stadt erweitert, um ihn gleich⸗ 
zeitig zu einem Militärbahnhof umaugeftalten. Ferner mit Hilfe eines 
von dem Genie abgetretenen Terrains, der alten Reitſchule, die jetzt 
in die Cavallerie⸗Kaſerne verlegt worden iſt, ein Manöverfeld von 
33 Hectaren angelegt. Man arbeitet an dem Wiederaufbau des 
Thurmes la Miotte; die Forts la Miotte, les Barres und la Juſtice 
ſind ſchon beinahe ganz wiederhergeſtellt, und die Werke von Bellevue, 
Haute⸗ und Baſſes⸗Perches ſchreiten ſichtlich vor. Wir wiſſen noch 
nicht, wann die Erdarbeiten in der Nähe von le Salbert, Roppe und 
vom Mont⸗Vaudois beginnen werden.“ 

[Kirchliches.] Der aus 3000 Mitgliedern beſtehende Neder: 
landſch Proteſtantenbond hat an die Vertreter der liberalen 
Kirchen Frankreichs ein Beileidsſchreiben gerichtet, in welchem es 
u. A. heißt: 

„Uns 211 bedünken, daß in Frankreich noch mehr als anderswo alle 
Gruppen des Proteſtantismus berufen ſind, zu vergeſſen, was ſie trennt, 
um durch eine gemeinſchaftliche Anſtrengung der immer höher ſteigenden Fluth 
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des Ultramontanismus einen Damm entgegenzuſe und durch die 
energiſche Entfaltung ihrer Principien Eine ihnen ömmelei und 
ae entwürdigenden Aberglauben zu bekämpfen. Welch' Aden Aufgabe 


Großbritannten. 
A. A. C. London, 23. Noobr. [Vom Hofe) Im Bucking⸗ 


hampalaſt wurde heute der junge Sohn des Herzogs und der Here 


zogin von Edinburgh in Gegenwart der Königin (die von Windſor 
herüberkam), der Kaiſerin von Rußland, des Prinzen und der Prin⸗ 
zeſſin von Wales, ſowie der übrigen Mitglieder der königl. Familie 
getauft. 
den Pathen des jungen Prinzen, der die Namen Albert, Alexander, 
Alfred, Ernſt, Wilhelm erhielt. Der Taufact fand im Boudoir 
der Kaiſerin ſtatt. Vor der Ceremonie empfing die Königin im Bei⸗ 
ſein des Earls von Derby den ruſſiſchen Botſchafter, Grafen Schu⸗ 
waloff, den franzoͤſiſchen Botſchaſter, Grafen de Jarnac, und den be⸗ 
vollmächtigten Miniſter Spaniens, Sennor Comya, die ihre Aceredition 
überreichten. 

[Abtretung der Sandwichs⸗Inſeln.] Der „Globe“ will 
wiſſen, daß der bevorſtehende Beſuch des Königs der Sandwichs⸗Inſeln 
in Wafhington mit dem Project einer Abtretung ſeines Gebiets an 
die Ver. Staaten in Verbindung ſteht. 


Provinzial-Zeitung. 


Breslau, 26. Nov. [Angekommen.] Se. Excellenz Graf v. Wid⸗ 
mann⸗Sedlnitzki u. Gemahlin, aus Wien. Ihre Durchlaucht 
Marie v. Koughoucheff, aus Petersburg. Frau Marquiſe D'Abzac 
de Majac, aus Schloß⸗Dybernfurth. (Fremdenbl.) 


Schweidnitz, 25. Nopbr. [Kirchliche Nachrichten. — Brand 
unglück. — Thierſchutzverein. — Bürgerverein.] In der letzten 
Nummer des hierorts erſcheinenden „Kirchlichen Wochenblattes für die evan⸗ 
geliſche Gemeinde in Schweidnitz“ macht der evangeliſche Kirchengemeinde⸗ 


rath folgende Publikation: „Es hat ſich der Irrthum eingeſchlichen, als ob 


für ſtille Beerdigungen auf dem Lande der Kirche keine Gebühren mehr zu 
entrichten ſeien. Dieſem Irrthum entgegen wird erklärt, daß durch die 
Civilſtandsgeſetzgebung in den bisherigen Beſtimmungen nichts geändert iſt, 
und daß daher auch bei den ſtillen Begräbniſſen nach wie vor die Stol⸗ 


gebühren entrichtet werden müſſen.“ Statt der Rubrik „Trauungen“ findet 


ſich jetzt die Bezeichnung „kirchlich eipgeſegnete Ehen“ in dem gedachten 
Wochenblatt; die Prädicate „Junggeſell“ und „Jungfrau“ ſind in Weg⸗ 
falll gekommen. — Am 22. d. M. Abends zwiſchen 6 und 7 Uhr brannte in dem 


„ Meile entfernten Dorfe Pilzen der herrſchaftliche Schafſtall nie 95 . 


bei welcher Gelegenheit ein Theil der Schaafe in den Flammen den 


and. — In der Reſtauration der Braucommune tagte vorgeſtern 
bend eine Verſammlung behufs der Conſtituirung eines ae 
Vereins. Zu gleicher Zeit hielt der Bürgerverein eine Sitzung a 


in welcher Profeſſor Dr. Schmidt nach den bis jetzt noch nicht gedruckten 


Aufzeichnungen eines Bürgers aus der damaligen Zeit über die Ereigniſſe 


während der Belagerung der Feſtung Schweidnitz im Frühjahre 1758 referirte. 
[Notizen aus der Provinz.] * Muskau. Unſer Anzeiger meldet: 


Am 21. d. M. fand im Parkgebiet eine Treibjagd ſtatt, an welcher ſich Se. 
königl. Hoheit der Prinz Fridrich der Niederlande und Se. Hoheit der 


Fürſt zu Wied betheiligten. Geſchoſſen wurden 70 Haſen, 3 Rehe und 
1 Faſan. Se. königl. Hoheit der Prinz Friedrich der Niederlande und 
Ihre koͤnigl. Hobeit die Fürſtin zu Wied wohnten am 22. dem Gottes⸗ 
dienſt in der evangeliſchen Stadtkirche bei. Am 23. unternahmen die hohen 
Herrſchaften einen Spaziergang durch den Park und am 24. Se. Hoheit der 
Fürſt zu Wied eine Pürſchfahrt nach dem Wildpark. 

+ Liegnitz. € - 
Brautpaar behufs Abſchließung einer Ehe vor dem Standesbeamten als 
Zeugen zweier Packträger, wahrſcheinlich wegen Mangels geeigneter 
anderer Bekanntſchaften, bedient. \ 


Berlin, 25. November. Auch im heutigen Verkehr waltete die matte 


Stimmung vor, es hatte ſich weder in den Anſchauungen der Börſe noch in 
ihren inneren oder äußeren Verhältniſſen etwas geändert. Die Geſchäfts⸗ 
thätigkeit blieb ſehr eingeſchränkt und überſchritten mit wenigen Ausnahmen 
die Umſätze kaum die engſten Grenzen. 


Unverändert (Oeſterr. Creditactien bedangen 4 — 7 Thlr., 
Thlr. und Lombarden ½ Thlr. Deport), dieſelben markiren 
mit der Schärfe wie früher, da ſie ſich von der Bonität der Aufgaben ſehr 
abhängig zeigen; im Allgemeinen vollzieht ſich die Liquidation leichter als in 
den jüngit vorangegangenen Monaten. Der Geloftand zeigt ſich flüſſig und 


dient der leichteren Regulirung als Stütze. Von den internationalen 


Speculationswerthen traten nur Oeſterreichiſche Credit⸗Actien in leb⸗ 
bafteren Verkehr, dieſelben ſetzten mit einer Courseinbuße gegen die geſtrigen 
Schlußnotirungen ein, zogen darauf etwas an, konnten jedo 
Notiz nicht voll behaupten und näherten ſich wieder dem Anfangscourſe. 
Oeſterr. Staatsbahn u. Lombarden fanden wenig Beachtung und verließen die 
5 7 Richtung nicht, Lombarden waren überdies mehrfach angeboten. 

ie 
im 


Oeſterreichiſchen Nebenbahnen gingen nur ſehr wenig um und ließen meiſt 
Courſe nach, Galizier und Oeſterrreichiſche Nordweſtbahn waren billiger 
erhältlich. Die localen Speculationseffecten war ſehr ſtill, im Allgemeinen 
aber ziemlich feſt. Disconto⸗Commandit 175%, ultimo 175 64, Re⸗ 
port %—%. Dortmunder Union, 34%, ultimo 34 — 4 — 4. Laura⸗ 
hütte 134%, ultimo 154 bis %. Auswärtige Staatsanleihen betheiligten 
ſich Sur ſehr wenig am Verkehr und zeigten Anfangs eine matte Tendenz, 
die er . 
machte. eſterreichiſche Renten blieben faſt geſchäſtslos. \ 
hielten ſich auf geſtriger Notiz, Türken waren aber ſtärker offerirt und gingen 


daher im Courſe zurück. Ruſſiſche Werthe und ebenſo Amerikaner erwieſen 


ſich ziemlich feit, erfuhren aber kaum nennenswerthe Umſätze. Für preußiſche 


Fonds war die Stimmung feſt, aber es blieb auch der Verkehr nur gering, 


ebenſo behaupteten ſich andere deutſche Fonds ziemlich unverändert, da ſie 
faft geſchäftslos blieben. Eiſenbahnprioritäten bekundeten einen recht feſten 
Charakter, auch entbehrte der Verkehr darin nicht allen Lebens. Beſonders 
zeigten ſich deutſche Deviſen lebhafter, 4/4 F ige Stücke gefragt, Stettiner 
4 ige gingen zu beſſerem Courſe rege um. Galiziſche waren wiederum an⸗ 
eboten. Auf dem⸗Eiſenbahnactienmarkte vermochte das Geſchäft keine feſte 
endenz zu gewinnen, wiewohl der Schluß eine erkennbare Beſſerung zeigte, 
die Umſatze waren klein und ließen die Notirungen meiſtens nach. Sehr 
matt waren Rumänen; die ziemlich belangreichen Verkaufsofferten konnten 
nur zu herabgeſetem Courſe effectuirt werden. Bei fait vollkommener Ge⸗ 
ſchaͤftsſtagnation waren Bankactien ſehr matt und notiren faſt ſämmtliche 
Effecten dieſer Gattung, die ſich am Verkehr betheiligten, niedriger. Preuß. 


Bodencredit behaupteten ſich, Hübner Hypoth. geſucht, Stett. Vereinsbank 


ſehr feſt. Induſtriepapiere blieben meiſt außerhalb des Verkebrs. Bauverein 
Koͤnigſtadt feſt und belebt, auch Deutſche N beachtet. 
Union Webers offerirt. Balt. Lloyd recht begehrt, Görlitzer Ei enbahnded. 
beliebt, Victoriahütte ziemlich feſt, Weſtfal. Marmorwerle rege, Phönix A, 
niedriger, desgl. auch Bochumer Gußſtahl. — Um 214 Uhr etwas feiter. 
Credit 139, Lombarden 80%, Franzoſen 183%, Disconto-Commandit 17544, 
Dortmunder Union 34%, Laurahütte 134%. (Bank: u. 9.3.) 
Concurs⸗Eröffnungen. 48 

„1) Ueber das Vermögen des Lithographen ilbelm Korn, in Firma: W. 
Korn zu Charlottenburg. Hg et 15. November. Einſtweiliger 
Verwalter: Rechtsanwalt a. D. Gühler. Erſter Termin: 2. December. 2) 
Ueber das Vermögen der Sattlermeiſter Carl und Anna na Conrad⸗ 
ſchen Eheleute. Zahlungseinſtellung: 16. November. Einſtweiliger Verwal⸗ 
ter: Kaufmann Otto Schlarbaum. Erſter Termin: 4. December. 3), Ueber 


Die ruſſiſche Kaiſerin und die Königin befanden ſich unter 


rinzeſſin 


Das „Stadtbl. meldet: Am 24. b. Ms. hatte ih ein 


Die Prolongation nimmt ruhigen 
Fortgang und blieben die Prolongationsſatze im Weſentlichen gegen BR N 
ranz. „ & 
Fi jetzt nicht 


ch die böchſte 


gegen den Schluß einer etwas gebeſſerten Stimmung Plaz 
Italiener 
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Amsterdam250 Fl. 8 T. 
* do. do. 2 
Augeburg 100 Fl. 
Frankf. a. M. 100 Fl. 
Leipaig 100 Thur. 
London 1 Let.. 
Paris 300 Fres, . 
Petersburg loOSR. 
Warschau 90 SR. 
Mien 150 Fl. 
do. do. 
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* neee 
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tdtaoncds- und Geld-Course. 

= Freiw.'Staats- Anleihe 4½ — — 

Staats -Anl. 4% ige 4½% — — 

* do. eonsolid./41,/105 %, bad 

- do, Aehige. 4 | 99%, ba 
Staats-Schuldscheine. „34, 


Präm.-Anteihe v. 1885.31,1128%, B 
Berliner Stadt-Oblig. . 4½ 102% B 
8 Berliner 44,10%, bad 
55 =) Pommersche 372 8774 ba 
H Posensche ..,.- 4 94 bz 
I Schlesische... ... 2½% 85½ bz 
», Kur- u. Neumärk, . 4 28% ba 
8. Fommersehe . 47% B 
I osens che 4 | 97% B 
= # | Preussische .... 4 7% ba 
S Westfül. u. Rhein. 4 | 98% bz 
Bf Sächsische . .... 4 08 a B 
A Schlesische ... 4 | 97% B 
Badische Präm.-Anl, I 116% 0 
hBaierische 4% Anleihe 118 * 


104 bah 


m Cöln-Mind.Prämienseh. 31% 


Kurh. 40 Thlr.-Loose 77 B 
Badische 36 Fl-Loose 41%, B 
Braunschw. Präm.-Anleihe 23½ ba 
Oldenburger Loose 41½ bz 


Touisd. 110111 bfpremd. BE. 99% ba 
Ducaten 3.6% bz |Oest. Bkn. 91% bs 
Bover. sa 0 do. Silbrgld. 961, G 
Napoleons 5.13 b do. Y%,-Guld. 96 8 

. erials — — Russ.Bkn. 94% ba 


Hypotheken- Certificate. 
— n 100% bzB 
nkb. 


Kündbr, Cent.-Bod.-Cr.4½ 100% ba 
(1872/6 10 2½ bzG 

ruekbz. & 110 + 

do, 0. 

r. Bd. Ord.-B. 5 


PN ‚Oest, Silberpfandbr. . 5½ 72% bzG 

do. Hyp.Crd.Pfndbr. 3 4 B 
Pfab.d,.0est.Bd.-Cr.-Ge.]5 bn 

1021, bed 
26 


717 


0 Wiener Silberpfandbr. 8 ½ 4 


Ausländische Fonds. 
Silberreuts al 2 bzB 
u. A 63% bz 
äm.-An1. 4 10 


095%, baG 
157% ba 
N 134% ba 
1 894, ba 
An 86 bzB 
Polu. Plandbr. III. E a 821, d. 
Pon. Liquid.-Pfandbr, 4 and 
y 97% 6Da. N. 
102 bn 
| 991% b 
99% bz 
tal. neue 5% Auleiheſs | 66% bz 
tal, Tabak-Obſig.. . 6 | 98%, ba 
Raab Grazer 100 Thlr. L./ 4 | 82 B 
Rumänische Anleihe 8 103% B 
_ Türkische Anleihe . 6 43½ bz 
Ung. 5% 8t.-Kisenb.- Ans | 74% bzG 


Schwedische 10 Thlr. Loose — — 
Finnische 10 Thlr.-Laose 12 6 
Tuürken-Loose 127½ bzB 

1 


Eisenbahn-Prioritäts-Aotien, 
org-Mürk, Serie II.. q 4½ 00% B 
I. v. St.3½g. 446 85/6 ba 
do. do. VI. 4½ 99% G 
do. Hess. Nordbahn 5 103 


RR IR NEN 44%] | 
werlau-Freib, Litt. 0.4, 4 
do. do. G. 4 
240. 
Cöln.- Minden 
do. 1 


do. 
30. . 
Llalle-Sorau- Guben 
annover Altenbeken 


41 
5 Ya 


% 90% B 
2) 94 550 
103% 0 


„ Brieg-Neisse 4. 
„ ‚Cosel-Ode:b.|4 
do. d 5 
do. Stargard 4 


i 8: do. 


0. 
Posen. 


3 
3 
5 


40. do. 
au- Oderberg. .|i 
Nordostbahn. 


sche Grenzbahn 5 
Schl,Centralbahn| fr. 
do. neuelfr. 
Kronpr. Rudolph-Bahn]ö 
 Oesterr.Französ:sche .|3 


. do. neuel3 
„südl. Stastsbahnſs 


—hk— 222 


Bank-Discont 6 pt. 


- Loswbard-Zinziuss 7 pCt. 


Dirid. pro] 1872 
Aachen -Mastricht.| 1 
Berg.-Märkische .| 6 
Ber in-Anbalt... 

do. Dresden.. 
Berlin-Görlite .. 
Berlin-Hamburz. .|12 
Berl. Nordbahn 
Berl.-Postd.-Magd. 
Berlin-Stetiin .. I 
Böhm. Westbahn. 
Breslau-Freib, .. 
do. neue 
Cöln-Minden ... 
do. neue 
Cuxhar. Eisenb. . 
Dux-BodenbachB 
Gal.Carl-Ludw.-B. 
Halle-Sorau-Gub, 
Hannorer-Altenb. 
Kaschau-Oderbrg. 
Kronpr.Rud lphb. 
Ludwigsh.-Bexb. .|l 
Märk.-Posener .. 
Magdeb. -Halberst. 
Magdeb.-Leipzig .|1 
do. Lit. B. 
Maimz-Ludwigsh. . 
Niederschl. -Märk.| 4 
Oberschl. A. C. D.|l: 
do. — 
do. neue 


2 * 


* 


Fre 


Oester.-Fr.-St.-B. 
Osst. Nordwestb, 
Oester.südl,St.-B.. 
Ostpreuss, Südb.. 
Rechte O.-U.- Bahn 
Reichenberg-Pard 
Rheinische 
Rbein -Nahe-Bahn 
Rumän,Eisenbahn 
SchweizWestbahn 
Statgard-Posener. 
Thüringer N 
Warschau-Wien .|10 


Eisenbahn - Stamm -Actien. 


1878 |2r. 

14 | | 29 dz 

3” ja | 831. m 
ıs ja 145% br 
ö ls | 60% br 
3 Is | 17 ba 
10 4 [193% bad 
5 le br 
1 44 03% ba 
10% 4 144% d= 
5 ls | 804 bz 
s 4 103 ba 
s ls | 99% da 
8% 4 [127% ba 
ls 107 26 
‘ 6 —— 

o 4 33% K 
82% 4 109 8% br 
0” la 1 251% bag 
e a | 21% ba0 
s 5 18% 

s se 66% e 
9 ( |is2 b 
0 1 | 2% ba@ 
6 ( 101% bzB 
11 4 248% ba 
1 4 | 9 d 

9 (4 5 ba 
4 44 8 5 
13% 3½% 161 ½ bas 
13% 13121146 bz 

2 5 "lısıy, bd 
10 (4 |183-% b 
5 ss | 84 bzB 
3 44 81.50% ba 
o 4 | 37%, b2a 
6% 4 117% bas 
ala 4% 67%, bz 
9 13511 dm 
0 4104 ban 
5 la | 324-2 ba 
1% 4 | 221% baB 
4 4½ 100 % bz 
16 1 1184, bzB 
1” 4 189 b 


Berlin-Gorlitzer, .| 6 5 5 |101% bzB 
Berlin. Nordbahn] 5 5 is | 26 5 
Breslau Warschau 0 0 * — — 
Halle-Sorau-Gub. 0 0 5 |4T be 
Hannover-Altenb. 5 0 5 42 bz 
Kohlfurt-Falkenb. 65 5 5 56%, bzB 
Märkisch-Posener 0 - 5 59% ba 
Magdeb.-Halberst.| 31 31 3½% 74% ba 
84 „ 1. 6 8 8 ro tue 
Ostpr. Südbahn. © 0 ö 75 G 
Pomm. Centrulb. . 5 0 fr. | 12 bad 
Rechte C.-U.-Bahn 6 6% 44 — — 
Rum. (40% Eins.) — 8 8 | 81% bz 
Saal habn. 18 Is 44 b 
Bank-Papiere. 
AngloDeutsche BKI 7} 0 4 RB 
Allg.Deut.Hand.-G] 9% 0 4 11 be 
B rl. Bankrverein.|18 5 4 | 851, bi 
Berl. Kassen- Ver.] 293½0 29 4 205 B 
Berl. Handels-Ges. 12½ 6% |4 121% ba 
Berl. Prod.-Makl. B 8½ 12 14 65 0 
do. Prod-u. Hdls. B.] 2,07 3 4 85 % bz& 
Braunsehw. ank 8% 9 4 17 @ 
Bresl. Disc.-Bank/10 2½% 4 | 88 etbzB 
do. Hand.u.-Entrp.] 9 5 4 110% R 
Bresl. Maklerbank 30 0 4 75, 0 
Bresl. Mkl.-Ver.-B.| 7 ö 41874 K 
Br. Pr.-Wechisl.-B· 12 0 466 
Bresl. Wechslerb.|12 v 4 | 76%, B 
Centralb. f. Ind. u. 
Hand, 10 4 477 bas 
Coburg. Cred.-Bk.| 7%, | 4 4 | 84 be 
Danziger Priv.-Bk.| 7 7% 4 118.6 
Darınst, Creditbk.|15 10 4 18% br 
Darmst, Zettelbk. 7 73/0, |4 10% @ 
Deutsche Bank. 8 4 4 | 85% br& 
do. Hyp.-B. Berlin] 6 5 4 90% b 
Deutsche Unionsb.] 9½ | 1 44.7% bas 
Disc.-Com.-A. 27 14 4 178% bz 
Genossensch.-Bk. 10% 3 4 1103 8 
do. junge — [3 4 102 6 
Gb. Schuster u. 0.10 0 4 | 704, bz 
Goth.Grundcered.B| 9% 8 4 i bz 
Hanb. Vereins-b.|13% 10% 4 124½ ba 
Hannov. Bank . 69%, 7% 4 108% 0 
do. Disc, -Bk] 5 0 4 76½ 0 
Hessische Bank 6% 0 4 | 56 bzB 
Königsb. do. 18 0 41 80 6 
Ludw. B. Kwileckij 6 0 4 160 B 
Leip. Cred.- Anst. 18 9% 4 159½ * 
Luxcmburg. Bank12 | 8% ff |115 bzB 
Magdeburger do. | 5% | 690 4 [11114 B 
Meininger do, [12 5 4 515 bzG 
Moldauer Lds.-Bk.] 4 5 4 | 51 
Nord, Bank 13 10% 4 [14% bz 
Nordd. Grunder. B. 13 7%, 4 [108% bz 
Oberlausitzer BK.] 83/9 | 0 4 70 
Oest. Cred.-Actien/]18% 5, 4 138½ - bz 
Ostdeutsche Bank| 8 4 4 | 78% B 
Ostd. Product.-Bk.| 83 0 41 10 8 
PosnerProv.-Bank| 6½ 7% 4 108 G 
Preuss. Bank-Act. 18½ 20 4% 166% ba 
Pr.-Bod.-Or.-Aet. B. 15 0 4 107% ba 
Pr. Cent.-Bod.-Cr.| 9½ | 914 4 120% @ 
Sächs. B 60 % I. 8.012 2 ja 127½ B 
Sächs. Cred.-Bankſ lg 0 4 | 77 bas 
Schl. Bank. - Ver.]14 6 4 10% B 
Schl. Centralbank|13 8 4 | 66 Dz 
Schl. Vereinsbank] 9 7 4 | 92%, bz 
Thüringer Bank 4 s 44 101 5 
Weimar. Bank 8 5 4 9215 bz 
Wiener Unionsb. 5 0 4 166 6 
(In Liquidation,) 
Berliner Bank . . 14 0 fr. | 77% ba 
Berl. Lo b.-Bank 1% [0 tr.] 23% 
Berl. Makler-Bank; l 0 tr. — — 
Berl. Wechslerbk. 0 0 fr, | 51% bz 
Centralb. f. Genos. 14 0 fr. 870 bzB 
Nrdschl. Cassenv. 15 0 fr.] 3 bzG 
Pos. Pr.-Wechsl.-BI 8 0 fr. A a 
Pr. Credit-Anstalt 24 0 fr. | 58 ben 
Prov.-Wechsl-Bk.| 7½ 0 tr. 90% 6 
Ver.-Bk. Quistorp 19 0 fr. ] W de 
Industrie-Papiere. 
Baugess. Plessner 14 0 4 2 bz& 
Berl. Eisenb.-Bd Alllt, ]6% 4 126 etbzB 
D. Eisenbahnb.-G. 0 0 4 | 238 ba 
do.Beichs-u.Co.-E.| 7 8 4 | 914, bz 
Märk. Sch. Masch. 24, | 0 4 130 bz 
Nordd.Papierfabr.| 8 0 4 138 G 
Westend, Com.-G. 17 0 fr. | 17%, bad 
Pr. Hyp.-Vers-Act. 16% 17% |4 j127%, @ 
Schl. Feuervers.17½ 18 4 190 B 
Donnersmarkhüt.| — 6 4 1521, B 
Dortm. Union . 12 — 14 | 34%, bz 
Königs- u. Luurah. 29 20 4 113414 bz 
Lauchhammer 9 2 4 |51 526 
Marienhütte 414 6 4 107 bad 
Miner ra 0 0 fr. — 
Moritz hütte — 5 4 4 B 
ÖSehl. Eisenwerk.|11 0 41 24½ G 
Redenhütte 410 2 4318 
Schl. Kohlenwerk.| 9 1 4 1.58 tz 
Schles. Zinkh.-Act.] 8 8 4 100% @ 
do. St. Pr.-Act.] 8 8 4½ 101 bz 
Tarnowitz. Bergb. 20 16 4 | 98 b2& 
Vorwärtshütte . .| 8 7 414 
Baltischer Lioya| 0 0 4 21% bz2G 
Bresl. Bierbrauer.“ — | 0 4 131% B 
Bresl. E.-Wagenb. 7% 3½% 4 50 8 
do. ver. Oelfabr.|10 8 4 | 63 b2G 
Erdm. Spinnerei .| 9 7 4 |51 bz& 
Görlitz, Eisenb.-B.| 0 0 4 47% bz& 
Hoffm’sWag.-Fab.| 6 1 
O. Schl. Eisenb.-B.|14 5 4 168 bz 
Schles. Leinenind.| 9 7% 4 90% G 
S. Act.-Br.( Scholtz). 9 0 tr. 8 
do. Porzellan] 7 7 4 | 41% bzB 
Schl. Tuchfabrikf 0 0 4 10%, bz 
do. Wagenb.-Anst.] 9 0 4 6 B 
Sebl. Wollw.-Fabr. 10 0 4 | 17%, bad 
WälhelmshütfeMAjll1, [10 4 191,0 


Telegrapk a A * . 
Paris, 25. Novbr. Die Correſpondenten der „Newyork⸗Times“ 
und des „Newvork-Herald“, Buckland und Mac⸗Gaham, find, wie der 
„Agence Havas“ von der ſpaniſchen Grenze gemeldet wird, von den 
ſpaniichen Regierungstruppen in der Nähe von Irun verhaftet und 
in Fuenterrabia internirt worden. Buckland iſt indeß wieder ent⸗ 
flohen, während Mac⸗Gaham ſich noch im Gefäͤngniß befindet. Jedoch 
ſollen ſchon Schritte zur Befreiung deſſelben gethan ſein. 

Hendaye, 25. Novbr. Die Carliſten haben heute Früh einen 
Angriff auf San Marcial gemacht, wurden aber zurückgeworfen. 

London, 25. Noobr. Der „Times“ wird aus Alexandrien ge⸗ 
meldet, daß Frankreich nunmehr ſeine Zuſtimmung zu einer Reform 
der egyptiſchen Gerichtsorganiſation ertheilt habe. Es iſt bereits 
eine Convention zu dieſem Zwecke unterzeichnet, welche der National⸗ 
Verſammlung zur Beſchlußfaſſung unterbreitet werden ſoll. 


(L. Hirſch telegraphiſches Bureau.) 

Wien, 25. November. In hieſigen diplomatiſchen Kreiſen wird 
verſichert, daß die Pforte die Erklärung abgegeben habe, ſie erkenne 
in der Ueberreichung der identiſchen Note an die Pforte bereits an, 
daß die Mächte bereit ſeien das Souzerainitätsrecht der Pforte im 
Princip zu wahren und hiermit ſei dem Standtpunkt der Pforte Ge⸗ 
nüge gethan. Der diplomatiſche Zwiſchenfall koͤnne ſomit als beſeitigt 
angeſehen werden. 
VVTTVTVTVTVTVTVTVTVTCTCTVVTVTVTTTTT armer 


O Paris, 22. November. [Börſenwoche.] Seit unſerem letzten 
Wochenberichte bat ſich die Situation der Börſe keineswegs verbeſſert. Der 
politiſche Horizont hat ſich, wie natürlich noch nicht geklärt, und wie wir rich⸗ 
tig vermutbet batten, wurde auch dieſe Woche, wie die vorhergehenden, die 
Speculation und das Geſchäft im Allgemeinen, durch die Ungewißbeit be⸗ 
einträchtigt. Die Situation iſt heute genau, wie vor acht Tagen, und können 
wir nur bei der letzthin dargelegten Anſicht beharren. Möglich, daß die ſich heute 
in den Provinzen vollziehenden Municipalwahlen Einfluß auf die Stimmung 
der Börſe nehmen werden, vorerſt iſt als Reſultat der abgelaufenen Woche 
ein erneuerter Rückgang der Rente von 40 C. zu conftatiren. — Das Geſchäft 
in Bankwerthen war belanglos; etwas lebhafter geſtaltete es ſich für Credit⸗ 
Mobilier, die ſehr beliebt ſind. Auch Banque de N erholten ſich, jedoch 
unbedeutend. Von ausländiſchen Creditinftituten bleibt öfterreihiihe Boden⸗ 
Credit unbeachtet, für ſpaniſche Mobilier hingegen bericht eine günftige 
Stimmung. — Die Bahneinnahmen, dieſer, der 44. Woche überſteigen um 
mehr als 1,500,000 Franken, jene der gleichen Periode des Vorjahres, die 
höchſte Wocheneinnahme des Jahres; trotzdem ſind ihre Actien kaum ge⸗ 
ſtiegen; einige ſelbſt etwas zurückgegangen. — Oeſterr. Staatsbahuen find wenig 
feſter. — Italieniſche Rente erholte ſich anſehnlich, Dank der italieniſchen 
Wahlreſultate, aber auch der Cours der Türken beſſerte ſich letzter Tage. 


Berlin, 25. November. (Producten bericht.] Der heutige Markt 
brachte für Roggen eine fernere nicht unerhebliche Entwerthung, namentlich 
batte der laufende Monat unter größeren Realiſationen zu leiden. Loco iſt 
der Abſatz ſchleppender geworden. Roggenmehl wenig verändert. 
Weizen war ſehr matt im Werthe. — f 
preishaltend, nabe Termine feſt, entfernte ſchwach behauptet. — Rüböl blieb 
auch beute in recht ſeſter Haltung; die Anerbietungen waren ſehr ſchwach. 

j— Spiritus ferner gewichen. 

Weizen loco 55—70 Ahle. pro 1000 Kilogr. nach Qualität gefordert, 
erdin. gelber — Thlr. bez., gelber — Thlr. bez., inländiiher — Thlr. bez., 
weißer poln. — Thlr. ab Bahn bez., pr. November 62½ — 62 Thlr. bez., 
pr. November⸗December 62—61¼ Thlr. bez., per December⸗Januar — Thlr. 


N 


& 


Juli⸗Auguſt 61,2- 60,7 Rchmk. bez. — Gekündigt — Liter. Kündigungs⸗ 
preis — Thlr. — Sgr. 


> Breslau, 26. Nopbr., 9% Uhr Vorm. Die Stimmung am beuti⸗ 
alt Markte war matter, bei ausreichenden Zufuhren, Preiſe kaum preis⸗ 
altend. 

Weizen, in matter Haltung, vr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher weißer 5% bit 
6%, Thlr., gelber 5% bis 6% Thlr., feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 

Roggen war ſehr vernachläſſigt, pr. 400 Kilogr. 5% bis 5% Thlr., 
feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 

Gerſte, feine Qualitäten mehr beachtet, pr. 100 Kilogr. 5 bis 5% Thlr., 
weiße 5% bis 5% Tblr. 1 

Hafer unverändert, pr. 100 Kilogr. 54 —5% bis 6 Thlx. 

Erbſen angeboten, pr. 100 Kilogr. 6% bid 7% Thlr. 

Wicken behauptet, pr. 100 Kilogr. 5% bis 6 Thlr. 

Lupinen ſehr feſt, pr. 100 Kilogr. gelbe 4% bis 53, Thlr., blaue 
4% bis 5 Thlr. N un 

Bohnen mehr Kaufluft, pr. 100 Kilogr. 7%, bis 7% Tolr. 

Mais hoch gehalten, pr. 100 Kilogr. 4% bis 5% Tolr. 

Oelſaaten gut verkäuflich. 


Schlaglein in ruhiger Haltung. 

Per 100 Kilogramm netto in Thlr., Sgr., Pf. 
Schlag⸗Leinſaat. 7 15 — 8 7 8 8 12 6 
Winter⸗Raps. 7 22 6 8 2 8 8 10 — 
Winter⸗Rübſen 7 12 — 772 8 BEE 
Sommer⸗Rübſen. 7 12 — 7 17 68 83 
Leindotten e I In 7 23. 0 


Raps kuchen gut käuflich, ſchleſiſche 75—77 Sgr per 50 Kilogr⸗ 

Leinkuchen matter, ſchleſiſche 108 —110 Sgr. per 50 Kilogr. 

Kleeſaat — gute 
mittele 134 —13% Thlr., feine 14—14% Thlr., hbochfeine 15% Thlr. pr. 


50 Kilogr., — weiße wenig zugeführt, ordinäre 15—16 Thlr., mütle 17—18 


Thlr., feine 18 —19 Thlr., hochfeine 19 — 21 Thlr. pr. 50 Kilogr. 
Thymothbee ohne Umſatz, 9—10—11 Tölr. pr. 50 Kilogr. N 
Mehl in matter Haltung, pr. 100 Kilogr. unverſteuert Weizen: fein 9% 
bis 9% Thlr., Roggen fein 94 —9 7 Thlr., Hausbacken 8% bis 8½ Th 
Roggen⸗Futtermehl 4 —4 7 Thlr., Weizenkleie 34—3% Thlr. f 


Breslau, 26. Nov. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 4 M. 26 Cm. UP. — M. — Em. 


an . y 
5 Upland nicht unter good 10 
000 D., Sannar-Sebrnar-Wer N „p 


münztes ſilber verwandt. 


Kaufluſt — neue rothe ordinäre 12—13 Thlr., 


lr., 


November 25. 26. Abds. 10 U. 
W o 5 333%½%65 
Luft wärme 3 — 190 — 25 | 
Dunſtdruk 1775 151 
Dunſtſattigun gg 96 pCt. 95 Ci. | 
Wund NW. 1 NW. 1 
Wetter trübe trübe, Schnee. 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 
Aa 1 5 Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 
rankfurt 8. M., 25. November, Nac mittags? Uhr 30 Min. [Sch 

vurſe.] Londoner Wechſel 119%. Pariſer 5 95 74. Wiegel > . 
seanzofen* 320. Gef. Ludwigsbahn 182%. Bddm. Wenbabn 20947. 
varden*) 140%. Galizier 252 Cliſabetobahn 202%. 
zibthalbahrı Oberbeſſen 72%. Oregon —. 
375 8 89%. Ruſſen ER 171 
8%» er Looſe 106%. 1864er Loose 172%, Ungar. Schatzw. 90% Hauke 
Grazer 824. Amerikaner de 198% 97 55 e een 
Deutſch⸗oſtert. 87%. Prov.⸗Disconto⸗Geſellſchaf: 81. Braffeler Ban 106g. 
Berliner Bankverein 85%. Frankf. Bankverein 86. vo. Wechslerbars 83%. 


Lom; 
Nordweſtbahn 147. 
5 Credit⸗Actien“) 240%. 
Silberretite 68%. Rapierrente 


Nationalbank 1046. Meininger Bank —. Hahn Effectenbaitt 1167 
Continental 91%. Südd. Immobil.⸗Geſellſchaft —. Hibernia — 18955 
enofe — Rocford —. Rhein⸗Nabe⸗Bahn —. Schiff ſche Bank — Neue 


Ruſſiſche Anleihe —. Ungarlooſe 96%. Köln⸗Minden⸗Looſe —. Engliſche 
Wechslerbank —. Meininger Looſe —. Schleſ. Vereinsbank —. Kurbeſſiſche 
Looſe —. Baubank —. Neue ungar. Schatzbonds 89. Felt, aber ſtill. 

Speculationswerthe in Folge von Deckungskäufen feſt, Bahnen behauptet. 
Anlagewertbe feſt, Geld flüſſig. 

Pripatdiscont 4 pCt. 
5 er Schluß der Börſe: Creditactien 241%, Franzoſen 320%, Lombar⸗ 
en 141. 

*) per medis rein. per ulfime. 
Hamburg, 25. November, Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamb. 
Staats⸗-Pramien⸗Anleihe 108%. Silberrente 68%. eſterreich. Crediiacuen 
207. dio. 1860er Loofe 106%. Nordweſtbhabn Franzoſen 685. 
Lombarden 303. Italieniſche Rente 66%. Vereinsbank 124%. Laura⸗ 


zutte 13314. Commerzb. 82. dto. II. Emiſ. —. Nordveutſche Ban! 145%. 
Provinzial-Disconto⸗Bank — —. Anglo⸗deutſche Bank —. dio. >A: | 


—. Däniſche Landmannb. — —. Dortmund. Union — Wiener Union⸗ 
dank —. 64er Ruſſ. Pramien⸗Anleihe — 66 er Ruſſ. Pramien⸗Anleihe —. 
Amerikaner de 1882 93%. Köln⸗M.⸗St.⸗Actien 128. Nhein. Gifenhahns 
ae ie 136. Bergiſch⸗Märkiſche 83%. Disconte 4Y vt. — 
iemlich feſt. ! 
Damburg, 25. Novbr. [Getreidemarkt.] Weizen loco und auf Termine 
feſt. Roggen loco feſt, auf Termine behauptet. Weizen 126pfd. pr. November 
1000 Kilo meito 188 Br., 187 Go., per November⸗December 1000 Kilo 
netto 188 Br., 187 Gd. pr. December⸗Januar 1000 Kilo netto 13814 
Br., 187% Go., pr. . 1000 Kilo netis 192% Br., 191½ Gd. Roggen 
or. November 1000 Kilo netto 165 Br., 163 Gd., pr. November⸗December 
1000 Kilo netto 163 Br., 162 Gd., pr. December Januar 1000 Kilo 
netto 160 Br., 159 Gd., pr. April⸗Mai 1000 Kilo netto 154 Br., 153 
Gd. Hafer ruhig, Gerſte feſt. Rüböl feſt, eco und rer November 


2 


Hafer loco nur in feiner Wagre Dr pr. Mai pr. 2 Pfund 581% pirituß geſchäftslos, per Novbr. und per 


ecember⸗Januar 46, per März: April und pr. Avril:Dlai pr. 100 Liter 
100% 46%. Kaßce feſt, aber ruhig. Umſatz 2000 Sack. Petroleum feſter, 
Standard white loco 9, 90 Br. 9, 70 0d. pr. November 9, 70 Gd. 
Decbr. 9, 75 Gd, Januar⸗März 10, 15 Gd. Wetter: Nebel. 

Liverpool, 25. November, Vormutags. [Baumwolle.] (Anſangsbericht.) 
Muthmaßlicher Umſatz 12,000 Ballen. Tagesimport 22,000 Ballen, davon 
16,000 B. amerikaniſche, 5000 B. oſtindiſche. 4 

Liverpool, 25. November, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht). 
Nhe 12,000 Ballen, davon für Speculation und Export 2000 Ballen. 

ubig. 

Middl. Orleans 8%, middl. amerikaniſche 7%, fair Dbollerah 5%, 
middl. fair Dhollerah 4%, good middl. Dhollerah 4%, middl. Dhollerah 3%, 
fair Bengal 4%, fais Broach 5%, new fair Oomra 5%, good fair Dom 
alte fait Madras 5, fair Pernam 8, fair Smyrna 6%, fair Eavp- 


cr di dene lung PR 
t b 2 ; nd . ow middling 
Februar⸗März⸗Lieferung 7'%, eferung 7% D. 

Amſterdam, 25. November, Nachm. (Gelteidemarkt.] (Schlußbe richt.) 
Weizen geſchaftslos, per Mai 270. Roggen loco unverändert, per Mary” 
185%. Raps per Herbit 346, pr. Arne 361 Fl. Rüböl loco 314%, per 
Herbſt 31%, per Frühjahr 34. — Wetter: Nachtſtoſt, hell, kalt. 5 
Antwerpen, 25. Novbr., Nachmittags 4 Uhr 30 Minuten. [Getreide 
markt.] (Schlußbericht.) Geſchäftslos. f 

Antwerpen, 25. Novbr. E (Schlußbericht.) Raf⸗ 
nirtes, Type weiß, loco 25½ bez. u. Br., per November und per December 
25 bez. und Br., per Januar und vr. Januar⸗März 25% Br. Steigend. 

Bremen, 25. Novbr. Petroleum. (Schlußberichtſ. Standard white 
loco 10 Mk. 30 Pf. Steigend. 
Amſterdam, 25. November. [Die heutige Kaffeeauction] eröffnete 
für die drei erſten Nummern Tjtlatjap⸗Art ungefähr zu den Taxpreiſen; Nr. 
4, Preanger gelb, zu 68% Cents. | 


ö 


ingerhütte und wie ſie gemacht werden.] Die Fabrication der 
Find bie 45 ſehr einfach, aber intereſſant. Für die ſilbernen wird ge⸗ 
Natürlich bängt daher der Ertrag des Geſchäſtes 
ſehr von dem Werthe des Papier⸗ im Vergleich zum Silbergelde ab. Der 
erſte Akt in der Fabrikation beſteht darin, daß ein Haufen meiſt neugeprägter 
blanker Thaler in einem ſchmutzig ausſehenden Keſſel geſchmolzen und in 
Barren gegoſſen werden. Dieſe werden zu der erforderlichen Dicke ausgerollt 
und durch Stanzen in runde Stücke von der entſprechenden Größe 
zerſchnitten. Eine ſolide Metallſtange von der Dicke des Hohlraums 
des Fingerhuts, die ſich in einer Form ohne Boden auf und ab: 
bewegt, beſorgt nun das Umformen der kreisrunden Platten in die Hutform, 
fo ſchnell als die Plättchen nur unter die Stanze gelegt werden können. Iſt 
dieſe Operation vollendet, jo wird das Poliren und Deforiren auf der Dreh⸗ 
bank gethan. Zuerſt wird der Hut auf einem ſchnell rotirenden Schafte be⸗ 
feſtigt. Eine kurze Berührung mit einem ſcharfen Meißel ſchneidet ein 
dünnes Spähnchen vom Ende ab, eine zweite thut dies an der Seite und 
eine dritte rundet den Rand ab. Weiter wird ein runder, glatter Stift, in 
Del getaucht, über die Oberfläche bingeführt und polirt fie. Ein kleines 
rolirendes Stablrädchen ſchneidet die erſte ornamentale Rinne neben dem 
Rande ein, ein zweites thut dies mit der zweiten Rinne, während ein drittes 
mit ſcharfen Zähnen verſehenes die Vertiefungen am Boden und der oberen 
Hälfte des Fingerhuts anbringt. Die Innenſeite wird auf ähnliche Weiſe 
polirt, indem der Hut von außen 97 wird. Die Fingerhüte werden 
nun in einer Kapſel gekocht, um das Oel zu entfernen, abgerieben und ſind 
zum Verſandt fertig. . 


Le m mm * 
5 = = ** 
Fr. Zimmermann in Breslau, Ring 31, 
empfiehlt: Tafelſervices, weiß von 17 Thlr., bemalt von 22 Thlr. an per 
12 Couverts in ca. 60 Muſtern: Kaffee- und Thee⸗Serviees zu 2, 6 und 
12 Couperle in 50 Muſtern; ace de von 1% Thlr. bis 30 Thlr. 
in ca. 50 Muftern; Glas- u. Kriſtall⸗Tiſch⸗ Garnituren in ca 40 Muſtern. 
Engliſche, franzöſiſche und italieniſche Luxus⸗Artikel in Majolika und ant. 
quen Fayencen; große Auswahl in Figuren von Meißener und anderen 
Porzellanen; Blumen- und andere Luxus⸗Tiſche; große Auswahl den 
Salon-Lampen und Candelabern; Alfenide von Chriſte le, nach Dole 
Fabrikpreisliſte, und anderen Fabriken; Japaniſche und chineſiſche 707 
zellan- und Lackwaaren. Für 6000 Thlr. diverſe Artikel find 20 bis 307 
im Preiſe reducirt, darunter prachtvolle Tafel: u. Kaffeegeſchirre älterer Muft 


Große Auswahl Cigarren, ge 
* [5518] früheren Koſtenpreiſe, 
Harzer 


a Mille 10 5500 
Kanarienhähnen, 


um damit zu räumen. guelbenft- 
in Geſang und Preis bei 
werden ſauber u. ſchnell geſert 
i. | 
i : Dr. n Vertretung Dr. Weit) 
Verantwortlicher Redactcur: Dr. Stein, a buch nee N 
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A. Gonschior, 28 
Steppteden, Stepprödt, 
R. Kasper, Wittwe Blankenfeld, Alibüſſerſtraße 
Kupferſchmiedeſtr. 38, 2. Etage. Nr. 19, Vorderhaus 3 Treppen. 
Druck von Graß, Barth u. 
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